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Den V e rh an d lu n g e n  der 23. H aup tv e r­
sam m lung  in C o b u rg  lag folgende Tagesordnung 
zugrunde:

1. Bericht des Vorstandes über das Vereinsjahr 
1917/18.

2. Vereinsangelegenheiten:

a) Rechnungsabschluß.
b) Bericht der Rechnungsprüfungskommission. 

Erteilung der Entlastung für Vorstand, Aus­
schuß und Schatzmeister. Kostenvoranschlag 

für 1918/19. Jahresbeitrag für 1918/19.
c) Neuwahl von Mitgliedern des Vorstandes, 

geschäftsführenden Ausschusses, der Re­

daktionskommission und von Rechnungs­
prüfern.

3. Schutz der Pressen in der Metallindustrie. —  

(Kritische Besprechungen über bekannte und 
neue Pressensicherungen. Herr Dipl.-Ingenieur 

W. Gärttner in Stuttgart.)

4. Der Normenausschuß der deutschen Industrie 
und seine Beziehungen zu den Deutschen Berufs­
genossenschaften. (Herr Oberingenieur P. Wölfel 
in Berlin-Siemensstadt.)

5. Schutzmittel gegen giftige Oase. (Herr Ober­
ingenieur L. Clären vom Draegerwerk-Lübeck,

6. Unfallverhütung und Betriebsregelung. (Herr 

Qewerbeassessor Michels in Essen-Ruhr.)

7. Ersatzansprüche der Berufsgenossenschaften (Herr 

Gewerbe-Inspektor Deiters in Mainz.)
8. Besprechung über die Feier des 25 jährigen 

Stiftungsfestes und Auswahl des Ortes für die 

24. Hauptversammlung.

Am Vorabend kamen die bereits eingetroffenen 
Teilnehmer in der „Goldenen Traube“ zusammen.

ln der Versammlung, die im Gesellschaftshause 

stattfand, waren anwesend:

1. Als Gäste:

Oberbaurat Philibert-Coburg, Herzogliche Re­
gierung; Gewerberat Dr. Ruhnau-Erfurt, königl. pr. 

Regierung; Stadtbaurat Böhme-Coburg, Direktor 
Meckel-Coburg, Direktor Diercks-Coburg, städtische 

Verwaltung, Clären-Lübeck, Draegerwerk; Felsch, 
Berlin, A. E. G.; Leiskow-Hannover, Müller-Breslau, 

Lette - Dresden, Steinbruchs - Berufsgenossenschaft; 

Reinold-Berlin, Papiermacher-Berufsgenossenschaft; 

Wölfel-Berlin-Siemensstadt, Normenausschuß.

2. Die Ehrenmitglieder:

Dr. ing. Konrad Hartmann, Geh. Reg.-Rat, 
Senatspräsident im Reichsversicherungsamt, Berlin- 
Grunewald; Carl Specht, Oberingenieur der Nordöstl. 
Eisen- u. Stahl-B. - G., Berlin - Halensee; Dr. ing. 

M. Gary, Geh. Reg.-Rat, Prof., Techn. Beirat des 
Vorstandes der Steinbruchs-B.-G., Berlin-Lichterfelde.

3. Die Mitglieder:

Dr. Adam, Breslau, Alvensleben, Berlin, V. Bando, 

Magdeburg, A. Behr, Berlin-Friedenau, Gew.-lnsp. 

Deiters, Mainz, Düchting, Berlin, M. Eckstein, Leipzig, 
V. Feldmann, Frankfurt a. M., W. Fischer, Leipzig- 
Schi., O. Fleischer, Buchdrucker-B.-G., Leipzig,

O. Franz, Hannover, W. Gärttner, Stuttgart, J. Gunder- 
loch, Mainz, H. Haase, Bremen, Dr. H.Hederich, Cassel,

H. Holzhausen, Chemnitz. W. Horne, Wiesbaden, R. 

Hütt, Berlin, O. Kiesler-Leipzig-Go., W. Korb, Leipzig- 
Go., A. Kunert, Hallea.S., M. Kuntze, Dresden, W. Kupfer­
mann, Berlin, C. Küpper, Mainz, E. Leupold, Bautzen, 
Dr. jur. A. Löbner, Leipzig, G. Mandel, Berlin, 
W. May. Heidelberg, Gew.-Ass. Michels, Essen, 

C. Molz, Mannheim, Gew.-Rat Dr. Müller, Darm­

stadt, K. Müller, Frankfurt a. M., G. Nottebohm, 
Saarbrücken, A. Offermann, Köln-Nippes, G. Osen- 

brügge, Berlin, G. Pese, München, C. Popp, Nürn­
berg, F. Reichardt, Hamburg, R. Renz, Nürnberg, 
J. Robinsohn, Charlottenburg, G. Schad, Mannheim,

H. Schäfer, Leipzig, R. Schaum, Leipzig, P. Schleif, 
Mainz, B. Schmitz, Berlin-Wilmersdorf, Schönberner, 
Berlin - Dahlem, W. Silber, Mainz, O. Söllinger, 

Halle a. S., H. Speck, Leipzig - Schl., O. Stöpel, 

Heidelberg, H. Stübing, Hannover, J. Uhrig, Karls­

ruhe, CI. Vollert, Godesberg a. Rh., Th. Wunderle, 

Mainz, Ad. Zscheyge, Potsdam.

Der Vorsitzende, Herr Oberingenieur Behr-Berlin, 

eröffnete die Versammlung früh 9 1/ i  Uhr mit folgenden 
Begrüßungsworten:

Meine Herren! Zum zweiten Male während des 
Krieges vereinigt unser Verein seine Mitglieder im 

Herzen Deutschlands, in dem schönen Thüringer 

Lande. Wegen der ungünstigen Verkehrsverhältnisse 
war es notwendig, diese Zusammenkünfte möglichst 

in die Mitte des Deutschen Reiches zu legen.

Leider haben sich ja die Schwierigkeiten, welche 

uns bei der Ausübung unseres verantwortungsvollen 
Berufes täglich entgegentreten, in dem letzten Jahre 

nicht vermindert, sondern nur noch vermehrt, so daß 
jeder von uns nur mit dem größten Aufwand von 

Willenskraft und Opferfreudigkeit, die vielen vor ihm 

sich aufhäufenden Arbeiten einigermaßen bewältigen 
konnte. Hierzu traten für wohl alle von uns, die 
wir ja fast ausnahmslos zu der Gruppe der Fest­

besoldeten im Reiche gehören, schwere Geldsorgen, 
die aber unseren Arbeitswillen nicht haben beeinflussen 

können, ebenso wenig wie die Schwierigkeiten der 

Verpflegung auf der Reise und der Beschaffung der 
nötigen Bekleidungsgegenstände. —  Gering sind ja 
aber unsere Beschwerden gegen die, welche unsere 
braven Truppen auszuhalten haben. —  Viele von 
unseren Mitgliedern stehen ja selbst im Felde und 
von uns anderen die Söhne und Brüder, und auch
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aus unseren Kreisen hat der erbarmungslose Krieg 
schon viele schwere Opfer gefordert.

Mit Staunen und voller Bewunderung blicken 

wir und die ganze Welt auf unser tapferes Heer, 
welches unser teures Vaterland gegen den Ansturm 

von fast der ganzen Welt verteidigt.
Unsere Feinde sagen allerdings, sie kämpfen 

nicht gegen die Deutschen als solche, sondern nur 
gegen das von den Hohenzollern mißleitete Deutsch­

land. Sie wissen sehr wohl, daß wir erst durch die 

rastlose und weitblickende Arbeit unseres Herrscher­
hauses es zu einem einigen Deutschland gebracht 

haben. —  Unsere Gegner möchten trotz der von 

ihnen in die Welt hinausposaunten selbstlosen Absicht, 
in der Milte Europas gern wieder einen Staat haben, 

wie es Deutschland vor, in und nach dem Dreißig­

jährigen Kriege war, damit sie dort ihre Händel aus­
fechten könnten. Deswegen ist ihnen das einige 

Deutschland ein Dorn im Auge, das, anstatt ein Spiel­

ball ihrer Launen zu sein, sich am Wettbewerbe 
beim Welthandel beteiligt. Dieses Mal werden ihre 
schwarzen Pläne durch die Widerstandskraft des 

Deutschen Reiches im Innern und durch die Tapfer­
keit und den Opfermut unserer Krieger an den 

Schlachtfronten zunichte gemacht und zwar unter 
der einheitlichen Führung seiner Herrscher, an deren 

Spitze unser allgeliebter, großer Kaiser steht.
W ir sind hier gastfreundlich aufgenommen im 

Herzogtum Sachsen-Coburg-Gotha, dessen Regent, 

Seine Hoheit Herzog Carl Eduard, ein treuer Bundes­

genosse unseres Kaisers ist. Wenn wir also hier in 
Coburg heute tagen, so wollen wir zuerst diesen 
beiden würdigen Fürsten unsere Huldigung darbringen. 

Ich fordere Sie auf, meine Herren, mit mir einzu­

stimmen in den Ruf:

Seine Majestät Wilhelm II., Deutscher Kaiser und 

König von Preußen, und Seine Hoheit Herzog Carl 
Eduard von Sachsen-Coburg-Gotha, sie leben 

hoch! hoch! hoch!

Ich habe nun die Ehre im Namen des Vereins 
Deutscher Revisions-Ingenieure zu begrüßen: Herrn 
Oberbaurat Philibert-Coburg als Vertreter der herzog­
lichen Regierung, Herrn Gewerberat Dr. Ruhnau- 
Erfurt als Vertreter der kgl. preuß. Regierung, die. 
Herren Stadtbaurat Böhme, Direktor Meckel und 

Direktor Diercks von der Stadt Coburg, ferner unser 

Ehrenmitglied Herrn Präsident Hartmann als Vertreter 

des Reichsversicherungsamtes und erteile letzterem 

hiermit das Wort. j

Senatspräsident Prof. Dr. ing. H artm ann :

Meine sehr verehrten Herren! Der Präsident des 
Reichsversicherungsamts, Dr. Kaufmann, hat mich 

beauftragt, Ihnen seine Grüße zu überbringen und 
seinem Bedauern Ausdruck zu geben, daß eine un­

aufschiebbare Dienstreise es ihm unmöglich macht, 

Ihrer freundlichen Einladung zu folgen. Er wünscht 
Ihren Verhandlungen besten Erfolg.

M. H.! Das Reichsversicherungsamt kennt und 

würdigt die Schwierigkeiten, unter denen Sie in der 
Kriegszeit Ihre Aufgabe zu erfüllen haben. Es dankt 

Ihnen für Ihre große Pflichttreue und Aufopferung

in der Ueberwachungstätigkeit zur Durchführung der 

Unfallverhütung. Mehr als je ist es notwendig, die 
Arbeiter in den Gefahren ihrer Berufstätigkeit zu 
bewachen und damit die Volkskraft zu erhalten, die 

durch den Verlust von Millionen kräftiger Männer 
schwer erschüttert ist. Das erfordert die Gegenwart 

in der angespanntesten Erzeugung von Kriegsmitteln 
und den Mitteln, die zur Erhaltung des Lebens un­

bedingt nötig sind. Das erfordert aber auch die 
Zukunft unseres Volkes, unseres Vaterlandes.

In der Erfüllung Ihrer Aufgaben können Sie stets 

auf die volle Unterstützung des Reichsversicherungs­
amts rechnen. Das Amt betrachtet es nach wie vor 

als eine seiner vornehmsten Aufgaben, mit den Berufs­
genossenschaften und mit Ihnen, m. H., zusammen 

zu wirken in der Erhaltung des Heimatheeres.

Zunächst folgt Punkt 3 der Tagesordnung:

Herr Dipl.-Ing. W. Gärttner-Stuttgart über 

S ch u tz  der P ressen in  der M e ta ll in d u s tr ie  

(Kritische Besprechungen über bekannte und neue 
Pressensicherungen).

Nach einleitenden Worten über die Ursachen der 
Steigerung der Unfälle überhaupt und der Pressen­

unfälle im besonderen zeigte der Vortragende an der 
Hand von Diagrammen den Einfluß der Kriegsjahre 

auf die Belastung der Südd. Edel- und Unedelmetall­
berufsgenossenschaft durch diese Unfälle. Seit dem 

Jahre 1907 hat sich die Zahl der Pressenunfälle derart 

vermehrt, daß das Verhältnis der Pressenunfälle zu 
den überhaupt entschädigungspflichtigen Unfällen von 

1 :3  auf 1 :2  gestiegen ist; Grund genug, um diesem 
Gebiete ganz besondere Aufmerksamkeit zu schenken!

Die weitaus größte Zahl der Pressenunfälle ist 
auf die Exzenterpressen, da sie an Zahl erheblich zu­

genommen haben, zurückzuführen. Als dringendstes 

Bedürfnis ist zu bezeichnen, daß keine Presse gekauft 

wird, die nicht mit einer Sicherungskupplung gegen 

unbeabsichtigten, wiederholten Stößelniedergang aus­
gerüstet ist. Solche Sicherungen werden als Drehkeil­

oder als Bolzenkupplungen gebaut; sie verhindern 
ein nochmaliges Niedergehen des Stößels, selbst wenn 

der Arbeiter seinen Fuß auf dem Tritt liegen läßt. 
Diese Sicherung allein genügt aber für die unbedingte 
Sicherheit einer Presse noch nicht; es muß vielmehr 

eine weitere Sicherung gegen Fingerverletzungen vor­
handen sein. Als solche bezeichnen die vom Verband 

der deutschen Berufsgenossenschaften herausgegebenen 

Normalunfallverhütungsvorschriften die folgenden:
1. selbsttätige Materialzuführung; 2. so niedrig ein­

gestellter Hub, daß die Finger nicht unter den Stößel 
geraten können; 3. Inanspruchnahme beider Hände 

beim Einrücken; 4. gedeckte Schnitte (Führungs­
schnitte); 5. Sicherheitsbügel, -rollen oder Schutz­
gitter; 6. Handabweiser. Diese 6 Arten der Sicherung 

stehen bezüglich ihres Wertes durchaus nicht auf der­
selben Höhe. So niedrig eingestellter Hub z. B., daß 

die Finger nicht unter den Stößel geraten können, 
ist nur in ganz bestimmten Fällen möglich; ebenso 

können gedeckte Schnitte nicht überall zurVerwendung 
gelangen. Der einen Betrieb besichtigende Beamte 

kann sämtliche Pressen mit solchen Sicherungsein­



5

richtungen vorfinden; einige Wochen darauf können 
aber schon Arbeiten zur Ausführung gelangen, bei 

welchen sie nicht verwendbar sind, sondern bei wel­
chen mit offenen Schnitten gearbeitet werden muß. 
Dann sind eben die Pressen nicht mehr geschützt 

und müssen infolgedessen beanstandet werden.
Der Vortragende zeigte dann an Hand vieler 

Lichtbilder Materialzuführungen von Hand und ma­

schineller Art und ging dann auf die verschiedenen 
Zweihandsysteme über, wobei er Beispiele anführte, 
in welcher oft raffinierten Weise die Presser diese 

Sicherungen absichtlich außer Wirksamkeit setzen, 
angeblich, um mehr zu verdienen. Nach den Zeug­

nissen einzelner Firmen führt das Zweihandsystem 

nicht immer zu einer Verminderung der Arbeits­
leistung; nur muß man von allem Anfang an nur 

solche Personen an derart gesicherten Pressen 
beschäftigen, die bisher noch nicht an ungesicherten 
Pressen Verwendung fanden. Dann gewöhnen sie sich 
sehr rasch an das schnellste Arbeiten mit geschützten 

Pressen. Auch soll man nur solche Systeme wählen, 

die sich nicht so leicht unwirksam machen lassen. 
Ganz verfehlt ist es, Vorrichtungen zu verwen­

den, bei denen die beiden Handhebel sich nicht 

gegenseitig, sondern einen Fußtritt verriegeln. Ist 

nämlich eine Presse nicht mit einer Sicherung gegen 
wiederholten Stößelniedergang versehen, so kann es 

Vorkommen, daß die Verriegelung nicht mehr ar­
beitet, dann nämlich, wenn der Presser den Fuß 
nicht von dem Tritt wegnimmt. Der Fußtritt ist 

daher beim Zweihandsystem ganz zu entfernen. Man 
kann ihn auch durch ein Kästchen abdecken, das 

am Fußboden angeschlossen ist und das nur vom 

Meister dann entfernt wird, wenn Arbeiten Vorkom­

men, bei denen der Fußtritt durchaus nicht entbehrt 
werden kann (z. B. bei Streifenzuführung). Die Schutz­

gitter lehnte der Vortragende ab, da die Arbeiter sie 

gern abbiegen und dadurch unwirksam 

machen. In Schienen laufende Gitter 
haben außerdem noch den Nachteil, daß 
die Führungen leicht verschmutzen und 
daher klemmen. Dagegen empfahl der 

Vortragende diejenigen Vorrichtungen, 

die ein Ingangsetzen der Pressen ver­
hindern, solange noch Finger unter dem 

Stößel liegen. Handabweiser empfahl er 

an Exzenterpressen nur bei Vorhanden­
sein flacher Gesenke. Andernfalls ist 

mit Abscherung von Fingerspitzen zu 

rechnen.
Auch bei den Kraftspindelpressen 

(Friktionspressen) bietet das Zweihand­
system unzweifelhaft große Vorteile, 

wogegen Gitter auch hier, aus den 

schon angeführten Gründen, nicht zu 
empfehlen sind.

Bei den Räderziehpressen mit auf- 

und niedergehendem Tisch sind alle 
Abweiser zu verwerfen. Eine solche 
Presse kann nur dadurch gesichert 

werden, daß eine Vorrichtung verwendet 

wird, welche die Presse in dem Augen­

blick unbedingt sicher abstellt, in welchem die Hand 
in Gefahr gerät.

Endlich führte der Vortragende noch eine Anzahl 
Lichtbilder mit Schutz an liegenden Ziehpressen (Stoß­

werken) sowie an Fallhämmern vor. Alsdann streifte 

er kurz das Verlangen der Industrie, die Pressen­
fabriken sollten ihre Pressen nur mit den nötigen 
Schutzvorrichtungen versehen liefern, und nannte als 
Schwierigkeiten, die einer gesetzlichen Regelung 
dieser Frage entgegenstehen, u. a. die Schwierigkeiten 

für den Besteller, beim Kauf einer Presse anzugeben, 
welchen Zwecken sie dienen soll. Gerade beim 
Arbeiten mit Pressen können oft über Nacht Ver­

hältnisse eintreten, die beim Kauf der Pressen noch 

nicht vorauszusehen waren, und die es daher nicht 
wünschenswert erscheinen lassen, sich von vornherein 

auf eine bestimmte Schutzvorrichtung festzulegen.

Anschließend berichtete Herr Ingenieur W. Düch- 
t in g , Berlin: In der Nordöstlichen Eisen-und Stahl- 

Berufsgenossenschaft haben sich die Exzenter- 

und Z iehp ressen  auch im Jahre 1917 als die ge­
fährlichsten Arbeitsmaschinen erwiesen, auch sind 

hierfür die nämlichen Ursachen und Verhältnisse 

maßgebend gewesen, wie sie im Bericht 1916 dar­

gestellt worden sind. Es ist schon früher darauf 
hingewiesen, daß die Fußeinrückung dieser Pressen 

sehr leicht und vielfach zu den Unfällen Veranlassung 

gibt, und ist daher eine Sicherung derselben sehr 
beachtenswert. Eine solche S ic h e ru n g  für F u ß ­
tr itt- E in rü cke r  an E x zen te rp re ssen  zur Ver­

hütung von Fingerverletzungen, hervorgerufen durch 
Versehentliches Niedertreten des Fußtritts, ist in 

Fig. 48 und 49 dargestellt, die wir in dem Betriebe 

von C. Koch & Co. Nachf., Berlin, Sebastianstr. 7, an­

getroffen haben und deren Bekanntgeben gern gestattet 

wurde, wofür an dieser Stelle nochmals gedankt wird.

Fig. 48 Fig. 49



Der am unteren Teile a des Gestells der Exzenter­
presse in bekannter Weise angebrachte Fußtritthebel b 

mit Fußplatte d ist mit der Einrückerstange i ver­
bunden. Um nun beim Stanzen die rechte Hand zu 

beschäftigen, ist ein doppelarmiger Hebel g mit 
Handgriff an einem Ende und auf Zapfen i drehbar 
vorgesehen. Das andere Ende dieses Hebels g ist 

durch Kette k mit dem Ende eines doppelarmigen 

Hebels f verbunden. Hebel f ist auf festem Zapfen e 
drehbar und liegt mit seinem freien Ende quer auf 

dem Fußtritt-Einrücker b. Die Fußplatte d und 
Hebel f sind zweckmäßig durch Kasten m abgedeckt.

Drückt man den Handhebel g zwecks 

Einrückens der Presse nieder, so wird die 

Kette k angehoben und das freie Ende des 
Hebels f drückt den Fußtritthebel b nach unten, 
so daß dieser in der Einrückstellung fest­

gelegt ist und so lange festgelegt bleibt, als 

eine Hand während des Stempelniederganges 

auf dem Steuerhebel ruht, ein Einrücken 

durch versehentliches Treten auf die Fuß­
platte d also ausgeschlossen ist. Außerdem 
wird in dem genannten Betriebe der Hebel­

mechanismus mittels Kasten m abgedeckt, so 

lange als mit Handeinrückung gearbeitet wird.

lung, daß während des Arbeitsvorganges der das 

Material einlegende Arm der Stoßwerksbedienung 
abgewehrt wird. Die Bewegung des Bügels h wird 
veranlaßt durch eine Kurvenscheibe d, welche auf 
dem Zapfen f des Exzenters k befestigt ist; gegen 

ihren Umfang legt sich die Rolle i des doppelarmigen 

Hebels c, so daß die Bewegung des Bügels h aus 
der gezeichneten Stellung in die angehobene (wie 

punktiert angedeutet) bei jedem Arbeitsvorgänge des 
Stoßwerkzeuges automatisch wiederholt wird. Je 
nach Art und Größe des Werkzeugs kann der Bügel h 
entsprechend eingestellt werden.

\ BFig- 51

An liegenden  Z iehp ressen  (Stoßwerken) er­
eigneten sich gleichfalls viele Unfälle, weil das 

Material den Werkzeugen meist aus freier Hand zu­
geführt werden muß; daher beruhen auch die nach­

folgend beschriebenen Schutzvorrichtungen auf dem 
Gedanken der Handabweisung.

Fig. 50

Fig. 50 zeigt eine solche S c h u tz v o r ­

r ic h tu n g  fü r  S toßw erke . Auf einer am 

Bett b der Maschine gelagerten Welle a sind 
zu beiden Seiten desselben die doppelarmigen 
Hebel c, c angebracht. An einem Ende eines 

dieser Hebel ist eine Rolle i in Gabeln drehbar 

gelagert, während an den anderen Enden 
beider Hebel Augen g vorgesehen sind. In 

diesen sind Bügel h, in Höhenstellung durch 

Stellschrauben verstellbar, befestigt. Diese 
Bügel h sind U-förmig gebogen und bewegen 

sich vor dem Stempel n und der Matrize o 

derart bis in die punktiert gezeichnete Stel-

Bei der in Fig. 51 skizzierten«Presse ist an dem 
Führungsstück a des Stempels b eine keilförmige 

Bahn f verstellbar und feststellbar angebracht, an 

der eine Rolle o ruht, die am Ende eines im Lager h 

drehbaren Winkels i vorgesehen ist. Lager h wird 

am Maschinengestell g zweckentsprechend befestigt. 
Der andere Schenkel des Winkelhebels i hat ein 

Auge n, in dem ein Bügel d einstellbar befestigt 
werden kann. Beim Verschieben des Stempels b 

" gegen die Matrize c wird ein zwangläufiges 
Anheben des Bügels d in die punktiert ge­

zeichnete Stellung d1 veranlaßt und der A rm . 

der Einlegerin zwangläufig abgehoben.

Das Anheben des Schutz- und Warnungs­

bügels kann auch in anderer Weise unmittel­
bar erfolgen. Zu diesem Zwecke ist, wie 

Fig. 52 zeigt, an dem Halter a des Stempels b 
eine keilförmige Bahn m befestigt. Auf dieser 

rollt eine Rolle i des Hebels h ab, der beim 
■ Vorgehen des Stempels in die punktiert 

gezeichnete Lage angehoben wird. Hebel h 

ist im T-Stück mit der Stange g in dem um 
Zapfen e drehbaren einarmigen Hebel f ein­

stellbar befestigt. Zapfen e wird am Ma-

Fig. 52
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schinengestell d zweckentsprechend angebracht. Auch 
durch diesen Schutzbügel wird durch Anheben des 

Bügels der Arm zwangläufig von den Werkzeugen 
abgehoben und der Einleger oder die Einlegerin 
jedesmal vor erfolgtem Stoße verwarnt.

Hierauf machte Oberingenieur H ü tt , Berlin, 

unter Hinweis, daß sich auch in der Papierverarbei- 

tungs-Berufsgenossenschaft die Unfälle an Pressen 
und Stanzen außerordentlich vermehrten, auf die 

Händeschutzfessel, von der er eine Probe vorzeigte, 
aufmerksam. Sie ist eine äußerst einfache Schutz­

vorrichtung bei Arbeiten an Kraftspindelpressen und 
wird von der Firma Georgi u. Bartsch in Breslau 

benutzt. Sie ist der Zeitschrift „Sozial-Technik“, 

Jahrgang III, Heft 10, Seite 173 entnommen und 

besteht in folgendem:

Die Arbeiterin legt oberhalb eines jeden Hand­

gelenkes ein ledernes Armband an; diese Bänder sind 
mit einem Lederriemchen so kurz miteinander ver­

bunden, daß die Hand, welche den Steuerhebel be­
dienen soll, im letzten Augenblick die andere Hand 
von dem Gesenk fortziehen muß. Bleibt die eine 
Hand am Gesenk liegen, so kann1 die andere den 

Steuergriff nicht erreichen und bedienen; hat sie aber 

diesen erreicht, so hat die Hand am Gesenk sich 

von letzterem entfernen müssen. Die betreffende 

Arbeiterin gewöhnt sich sofort zum Umsteuern, mit 
beiden Händen zugleich sich vom Gesenk zu ent­
fernen und ebenso mit beiden Händen zugleich den 
Steuergriff zu bedienen.

Dieser einfache Schutz ist mehreren Betrieben, in 

denen Unfälle an Kraftspindelpressen vorgekommen 

waren, mitgeteilt worden. Ein Betrieb berichtet darüber:

„Nachdem wir uns von der Abschrift betr. „Ein­

fache Schutzvorrichtung für Arbeiten an Spindel­

pressen“ eingehendst unterrichtet haben, haben wir 
ungesäumt den beschriebenen Händeschutzriemen an­

geschafft, und war der Versuch ein durchaus be­
friedigender sowohl bezüglich der Sicherheit als auch 
des unverminderten Produktionsanfalles. Mit dieser 

einfachen Händeschutzvorrichtung dürften künftig an 
sämtlichen Spindelpressen Unfälle absolut ausge­

schlossen sein. W ir haben gegenwärtig vier Spindel­
pressen im Betrieb und arbeiten die Arbeiterinnen an 

diesen Pressen bereits schon mit dem vorgenannten 
Händeschutzriemen. Wir haben nicht versäumt, einen 

diesbezüglichen Anschlag auszuhängen, wonach jede 
Arbeiterin an der Spindelpresse vor Ingangsetzen der 

Maschine diesen Händeschutzriemen anzulegen hat 

und während der ganzen Dauer der Arbeitsbeschäf­

tigung an der Maschine denselben nicht wieder ab- 
legen darf. Bei Zuwiderhandlungen haben wir fürs 

erste hohe Ordnungsstrafen festgelegt und im Wieder­
holungsfälle werden wir die Betreffenden entlassen. 

W ir glauben aber nicht, daß wir mit diesem einfachen 

Händeschutzriemen auf Schwierigkeiten bei der Ar­
beiterschaft stoßen, wie das bisher bei sämtlichen 

Schutzvorrichtungen der Fall war; wir können sogar 
heute schon mit größter Befriedigung feststellen, daß 

sich die betr. Arbeiterinnen mit dieser einfachen und 
doch höchst zuverlässigen Händeschutzvorrichtung

bereits befreundet haben. Wir halten mithin, wie 

bereits Vorgangs erwähnt, weitere Unfälle an Spindel­
pressen geradezu für ausgeschlossen, denn es ist ja 
sogar bei der größten Unachtsamkeit ganz und gar 
ausgeschlossen, daß eine Hand überhaupt noch in 

die Nähe des Stempels kommt, während die andere 

Hand den Hebel zu drücken hat, und sind wir über 
die einfache, jedoch zuverlässige Lösung dieser heiklen 

Angelegenheit höchst befriedigt.“
Andere Betriebe haben sich ebenso günstig über 

den praktischen Schutz geäußert.
An der Probe, die von Sattlermeister P au l 

S cho lz , Berlin SW  11, Bernburgerstr. 32, hergestellt 

ist, ist das eine Ende der Schutzfessel als Lederman­

schette ausgeführt, was den Zweck hat, derjenigen Hand, 

welche den Einschalthebel für den Niedergang des 
Stößels zu bedienen hat, gegen die durch das Auf- 

und Abbewegen des Handhebels sich ergebenden 

ständigen Rucke gegen die Hand eine Stütze für das 
Handgelenk zu geben.

Bei der Verwendung der Schutzfessel ist darauf 

zu achten, daß sie nicht zu lang und zu schwer ge­
macht wird. Falls es möglich ist, den Einschalthebel 

schon niederdrücken zu können, indem man ihn 

nicht am äußersten Ende, sondern in der Mitte erfaßt, 

ist er mit einer festen Kappe so zu verdecken, daß 

er mit der einen Hand wirklich nur am Ende ange­

faßt werden kann, so daß also die andere Hand un­

bedingt vom Stößel entfernt wird.
Freilich ist die Schutzfessel nicht überall verwend­

bar, aber wo sie in Papierverarbeitungsbetrieben ein­

geführt worden ist, hat sie sich bewährt. Sie hat 
den Fehler, daß man abhängig von den Arbeiterinnen 

ist, daß sie den Schutz auch benutzen; es läßt sich 

dies jedoch durch richtige Aufklärung und Ueber- 

wachung durch die Betriebsleitung erreichen, auch 
die anfängliche Abneigung mancher Arbeiterinnen, sich 

die Hände zu fesseln, ist bald zu überwinden.

An der Aussprache beteiligten sich die Herren 

Dr. Hederich, Schönberner, Molz und Stöpel. Es 
wurde vorgeschlagen, für die Ausführung von Schutz­

maßnahmen an Pressen besondere Grundsätze auf­

zustellen, z. B. Federn zu vermeiden und durch 
Gewichtshebel zu ersetzen oder Federn wenigstens so 

anzubringen, daß bei Bruch die Sicherheitsvorrichtung 

nicht unwirksam wird, ferner die Gestalt und Lage 

der Sicherheitshandhebel so einzurichten, daß sie 
handlich und leicht erreichbar sind, aber eine miß­

bräuchliche Verwendung, z. B. durch Auflegen von 
Ellenbogen, nicht zulassen. Handabweiser müssen 

der Form der Matrize angepaßt werden. An Gelenken 

von Schutzvorrichtungen sind Bolzen mit Scheiben 

und Splinten vorzusehen, da Schrauben und Muttern 
leicht fest angezogen werden können, um den Schutz 
unwirksam zu machen. Handfesselung hat sich auch 

bei Stoßwerken bewährt, wenn sie nur im Augen­
blick der Gefahr wirkt, da sonst durch ständigen Zug 
Schwellungen und Drüsenentzündungen zu befürchten 
sind. Die von Hosemann seinerzeit veröffentlichte 
Handfessel hat sich bisher wegen des Widerwillens 

der Arbeiter nicht eingebürgert. Es ist anzustreben, 
die Sicherungen so auszubilden, daß ein unauffälliges
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Unwirksammachen, z. B. durch Festbinden, Festkeilen 
usw., unmöglich ist. Bestrafungen sind ohne wesent­

liche W irkung geblieben, insbesondere da ihre Höhe 

zum heutigen Verdienst nicht im Verhältnis steht. 
Zweckmäßig erscheint es, durch Belohnungen oder 

wenigstens Anerkennungen die Arbeiter zur Ver­

besserung von Sicherheitseinrichtungen anzuregen. 
Auf Anfrage wegen Schutzes an hydraulischen Pressen 
wurde mitgeteilt, daß solche in Vorbereitung sind.

Punkt 4 der Tagesordnung:

Herr Oberingenieur P. W ö lfe l - Berlin-Siemensstadt

über
Der N orm enausschuß  der deutschen  In du s tr ie  

und seine Beziehungen zu den deutschen Berufs­

genossenschaften.

Als ich im Januarheft der S o z ia lte c h n ik  erst­
malig auf den Normenausschuß der Deutschen In­

dustrie hinwies und anschließend daran im Auftrag 

dieses Ausschusses an den Verein Deutscher Revisions- 

Ingenieure und an sämtliche Berufsgenossenschaften 
einen Fragebogen versandte, standen die Vereinheit­
lichungsbestrebungen im Anfangsstadium, und man 
konnte noch nicht recht übersehen, wie sich die 

deutsche Industrie zu dieser Angelegenheit stellen 

würde. Heute kann ich als erfreuliche Tatsache mit- 
teilen, daß die Arbeit in den meisten Berufen be­

gonnen und zum Teil schon gute Ergebnisse ge­
zeitigt hat.

Ueber die allgemeinen Ziele des NDI sagt die 
verteilte Denkschrift ausführlich Bescheid, ich kann 

mich daher darauf beschränken, mit einigen Worten 
auseinanderzusetzen, warum es uns daran liegt, das 

Interesse der technischen Aufsichtsbeamten an unseren 

Arbeiten zu wecken und deren Mitarbeit zu wünschen.
Die Tätigkeit der technischen Aufsichtsbeamten 

bringt es imit sich, daß sie mit allen Berufen die 

beste Fühlung haben und uns durch Aufklärung wie 

keine andere Vereinigung in unseren Arbeiten unter­

stützen können. Wenn die technischen Aufsichts­
beamten erst die Ueberzeugung gewonnen haben, 

daß die Normung der gebräuchlichsten und in der 

Industrie am häufigsten vorkommenden Teile Vor­
teile bietet, die der Gesamtheit zu gute kommen, 

dann sind wir gern bereit, sie dauernd auf dem 
Laufenden zu halten und ihnen das zur Weiterver­

breitung unserer Ideen nötige Material zur Verfügung 
zu stellen.

In Ergänzung der Ausführungen unserer Denk­

schrift möchte ich noch sagen: Wenn man überlegt, 
welche Klarheit und Einfachheit in den früher un­

übersehbaren Wirrwarr die umfangreiche Normali­

sierungsarbeit des V erbandes D eutscher E le k tro ­
techn ike r gebracht hat, dann bedauert man es auf­
richtig, daß erst der Krieg kommen mußte, um auch 

den anderen Berufen die Notwendigkeit der Verein­
heitlichung vor Augen zu führen. Ich glaube be­

haupten zu können, daß z. B. die Umschaltung auf 

andere Werkstoffe, die in den letzten Jahren gerade 
in der Elektrotechnik eine so große Rolle spielte, 

durch die bestehenden Verbandsnormalien außer­
ordentlich erleichtert wurde.

Nun wirft man uns vor, die Normung verflache 
die deutsche Industrie und unterbinde ihren Fort­

schritt, verhindere die Heranbildung gelernter Arbeits­

kräfte usw. Das heißt das Kind mit dem Bade 
ausschütten! Es soll ja nur das vereinheitlicht 
werden, was allgemeine Handelsware und Allgemein­

brauch ist, was mangels einheitlicher Vorschriften 

so, aber auch anders gemacht werden kann. Im 
Gegenteil, die deutsche Industrie muß den Normungs­

bestrebungen auch aus dem Grunde dankbar sein, 
daß dadurch bessere Arbeitskräfte, an denen es nach 
dem Kriege vermutlich sehr mangeln wird, frei werden 

und mit Arbeiten beschäftigt werden können, für die sie 

auf Grund ihrer besseren Ausbildung geeigneter sind!

Auch vom „Amerikanisieren der Industrie“ spricht 

man, vergißt dabei aber, wie immer, daß der Deutsche 
auch hier vorbildlich gewirkt und nach Normen ge­

arbeitet hat, ehe Amerikaner und Engländer daran 

dachten. Nur den weiteren Ausbau haben wir uns, 

wie schon manchmal, (ich brauche nur an die elek­
trischen Bahnen zu erinnern) teilweise aus den Händen 

nehmen lassen! Daß der Amerikaner, in richtiger 
Erkenntnis des Wertes von Normen, uns —  nicht 
in der Elektrotechnik, wohl aber im Maschinenbau
—  vorgeeilt ist, muß zugestanden werden; es wird 
uns aber sicher gelingen, den Vorsprung wieder ein­

zuholen, wenn dem Normenausschuß die geistige und 

materielle Hilfe zu teil wird, die er von der deutschen 

Industrie erhofft.
Da der Normenausschuß in erster Linie für 

Durchbildung te chn ische r  Normen eine Lanze 

bricht, könnte man im Zweifel sein, welches Interesse 

die Unfallverhütung an der Sache hätte? In Heft 5 
der Sozialtechnik habe ich schon versucht, dieser 
Frage etwas näher zu treten und möchte heute aus 

der Fülle des uns zuströmenden Materials einiges 
herausgreifen, für das ich das Interesse der tech­

nischen Aufsichtsbeamten voraussetzen kann.

Wenn man in der überreichten Denkschrift die 

Zusammensetzung des Normenausschusses beachtet, 
dann wird man finden, daß es als das erste Mal in 

der Geschichte zu verzeichnen ist, daß sich die Be­
hörden vollzählig mit der Industrie zu gemeinsamer 

Arbeit verbinden. Daß diese Zusammenarbeit nicht 
nur auf dem Papier steht, kann ich bezeugen. Es 

konnten schwerwiegende Entschlüsse gefaßt werden, 

die früher unmöglich erschienen, z. B. die Annahme 
eines einheitlichen Gewindes seitens des Heeres, der 

Marine, Eisenbahn und Post, ein Ziel, nach dem seit 

Jahren vergeblich gestrebt wurde. Wenn der Krieg 

auf allen Gebieten diese wohltätigen Folgeerschei­
nungen zeitigen würde, könnten wir schon mit ihm 

zufrieden sein! Das zu untersuchen steht aber auf 
einem ändern Blatt. Ich erinnere nun an den Vor­
trag des Herrn Gewerberat Dr. Müller auf der vor­

jährigen Hauptversammlung des Vereins Deutscher 

Revisions-Ingenieure über die Bemühungen, die 

Kennzeichnung der Stahlflaschen für komprimierte 
Gase zu vereinheitlichen. Es wurde darin geschildert, 
welche verschiedenen oft widersprechenden Vor­

schriften darüber erlassen wurden, und daß bis heute 

die einheitliche Regelung noch nicht erreicht ist.
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Man mußte sich zum Schluß damit begnügen, 

den Behörden die baldige Erledigung dieser Ange­
legenheit zu empfehlen. Ich kann heute den schnelleren 
und aussichtsreicheren Weg zeigen. Der Verein 

Deutscher Revisions-Ingenieure bildet einen Arbeits­
ausschuß, der sich mit dem ND1 in Verbindung 

setzt. Dieser, vermöge seiner Beziehungen sucht aus 
den Kreisen der Behörden, der Chemiker und Gas­

erzeuger, der Walzwerke und Armaturenfabriken 
passende Mitarbeiter, die mit ihren Machtbefugnissen 

und Erfahrungen die Ausarbeitung der gewünschten 
Norm in Arbeitsgemeinschaft mit den technischen 
Aufsichtsbeamten erledigen.

Da die Kennzeichnung der Stahlflaschen für 
komprimierte Gase hauptsächlich aus Gründen der 

Unfallverhütung notwendig ist, gebührt den tech­

nischen Aufsichtsbeamten auch der Hauptanteil an 
der Arbeit; diese haben dafür jedoch die Gewißheit, 

daß ihre Wünsche und Vorschläge nicht in den Wind 
gesprochen sind.

Auf diese Weise denken wir die Bildung vieler 
Normen, die in das Gebiet der Unfallverhütung 

fallen. Häufig wird es aber auch genügen, wenn 

vom Verein Deutscher Revisions-Ingenieure nur die 

Anregung mit Begründung an den Normenausschuß 

weitergegeben wird und , daß der Verein durch Abge­

ordnete in dem vom NDI gebildeten Arbeitsausschuß 
vertreten ist, um die Arbeiten in unfalltechnischem 

Sinne zu überwachen. Das Ganze läuft ja, wie aus 
meinen Ausführungen wohl schon herauszuhören 

war, darauf hinaus, durch richtig geleiteten Ge­
dankenaustausch alles das für die deutsche Industrie 

und Wirtschaft herauszuholen, was ihr die Wunden, 

die der Krieg geschlagen, vergessen machen soll.

Da die Prüfung der von den verschiedensten 

Berufen aufzustellenden Normen in breitester Oeffent- 
lichkeit durch Veröffentlichung in der Fachpresse 

erfolgen soll, wäre eine weitere Aufgabe für die 
technischen Aufsichtsbeamten dadurch gegeben, daß 
sie die Prüfung von ihrem Gesichtspunkt aus vor­
zunehmen hätten, d. h. ob die Norm den Erforder­

nissen der Unfallverhütung Rechnung trägt! Die An­

regung, von vornherein der Verhütung von Unfällen 
mehr Beobachtung zu schenken, geht von unfall­

technischen Kreisen aus, (Vorstand des Vereins 

Deutscher Revisions-Ingenieure und Hütten- und 
Walzwerks-Berufsgenossenschaft) und ist auch sofort 
in die Arbeitsvorschriften der Obmänner als dankens­

werte Ergänzung aufgenommen worden, es wird aber 
nichts schaden, wenn eine ständige Ueberwachung 

der Normenentwürfe durch die technischen Aufsichts­

beamten erfolgt. Dazu werden ja die Entwürfe ver­

öffentlicht, ehe sie von der Industrie als selbstge­
schriebenes Gesetz angenommen werden!

Aus der Fülle des mir zur Kenntnis gelangten 

Stoffes greife ich noch die allgemeinen Vorschriften 
heraus, bei denen eine Vereinheitlichung in Bezug 
auf Form und Inhalt wünschenswert erscheint, wenn 
man bemüht ist, sie zu Studienzwecken zu sammeln 

und zu sichten. Ich habe einige Beispiele dieser Art 
mitgebracht und kann sie Interessenten vorlegen. 

Inwieweit da die Energie-Ersparnis durch Verein­

heitlichung getrieben werden kann, müssen wir den 
technischen Aufsichtsbeamten überlassen. Jedenfalls 

ist aber anzunehmen, daß die Industrie dafür dank­
bar wäre, wenn ein einheitliches Plakat für „An­
leitung zur ersten Hilfe bei Unglücksfällen“ ge- 

sdhaffen würde, das alles Wissenswerte enthält und 
sö aufdringlich wirkt, daß es dem Arbeiter in Fleisch 

und Blut eindringt. Nur dann erfüllt es, wie ich schon 
früher einmal ausgeführt habe, vollständig seinenZweck 

und wird nicht übersehen, wenn es gebraucht wird. 

,fj, Ich komme nun zu den Schutzvorrichtungen bei 

Betriebsmaschinen, ein Gegenstand, der schon vor 
dem Kriege ein Schmerzenskind der Berufsgenossen­

schaften gewesen sein muß, wenn man die unzähligen 

Ausführungsformen miteinander vergleicht, und die 

im Kriege eine weitere Vermehrung durch die für 
Kriegsverletzte notwendig gewordenenVerbesserungen 

erhalten haben. Um mehr Klarheit zu schaffen, 
haben schon früher einzelne Berufsgenossenschaften 

Auslese gehalten und Bewährtes als Norm empfohlen, 
sie konnten aber nicht verhindern, daß bei gleichen 
Maschinen, wie Stanzpressen usw. in verschiedenen 
Berufen voneinander abweichende Sicherheitsvor­

richtungen eingeführt wurden. Da eröffnet sich nun 

für die Berufsgenossenschaften ein reiches Feld der 

Zusammenarbeit untereinander und mit dem Normen­

ausschuß, dahin zielend, alles zu prüfen und das 

Beste zu behalten! Es könnte der deutschen Industrie 
damit ein großer Dienst erwiesen und Verluste 

könnten erspart werden.
Sehr häufig setzen wie bekannt (und durch den 

Vortrag des Herrn Dipl.-Ing. Gärttner wieder be­

stätigt) die Sicherheitsvorkehrungen und besonders 

an Pressen und dergl. eine gewisse Tätigkeit des 

Arbeiters voraus, die erst erlernt werden muß. Das 
Erlernte muß beim Arbeitswechsel, der niemals an­
genehm war, aber nach dem Kriege vermutlich in 

steigendem Maße mit in den Kauf genommen werden 

muß, erst wieder vergessen und auf die neue Methode 

eingestellt werden.
Die mit dem Umlernen verbundenen Zeit- und 

Materialverluste könnten der Industrie gespart werden, 
wenn gut durchgebildete Normen festgelegt und all­

gemein eingeführt würden.
Ein großes Hindernis steht diesem Ziel zwar im 

Wege und müßte wohl erst beseitigt werden, zumal 
es in unser heutiges Zeitalter nicht mehr recht hin­

einpaßt. Das ist: Erfindungen über Menschenschutz 
dürften nicht patentamtlich geschützt, sondern müßten 

Allgemeingut werden!
Ich bin mir bewußt, daß ich eine große Forde­

rung stelle, vielleicht hat aber auch hier der Krieg 
eine Umschaltung gebracht und die Schwierigkeiten 

sind kleiner, als sie mir zurzeit erscheinen. Ich 

möchte die Forderung mit einer Gegenüberstellung 

begründen: Im Kriege sind alle Erfindungen, die auf 
die V e rn ic h tu n g  des Menschenlebens hinzielen, 

Allgemeingut der Völker, daraus müßte folgen, daß 
Erfindungen, die im Frieden die E rh a ltu n g  des 

Menschenlebens zum Ziel haben, ebenfalls Gemeingut 
der Völker werden. Nur darin ist ausgleichende 

Gerechtigkeit zu finden.



Der Zeitpunkt für Einführung der „Sicherheits­
normen“, wie ich sie nennen möchte, ist nicht un­

günstig. Die Verwendung der unzähligen Kriegs­
verletzten in den verschiedensten Betrieben hat eine 

Verfeinerung der Schutzvorkehrungen im Gefolge 

gehabt, wie sie nicht leicht übertroffen werden wird. 
Die dabei gewonnenen Erfahrungen würden, wenn 

sie der Industrie zugänglich gemacht würden, viel 

Segen stiften. Da die Industrie leider gezwungen 
sein wird, nach dem Kriege soviel als möglich un­
gelernte Arbeiter, besonders Frauen zur Arbeit her­

anzuziehen, wird sie dankbar sein, wenn das, was 

für kriegsblinde, einarmige, teilweis gelähmte Fach­
arbeiter ausgeprobt und als gut befunden wurde, auch 

für ungelernte Arbeiter verwendbar gemacht würde; 

denn diese stellen sich häufig noch ungeschickter an, 
als die eben aufgeführten Kriegsbeschädigten.

Ich bin in der Lage, anschließend an Hand einiger 

Lichtbilder Beispiele von Schutzvorrichtungen, die 
hauptsächlich für Blinde durchgebildet wurden, zeigen 

zu können, die ich auf Grund meiner eben gemachten 

Vorschläge zu beurteilen bitte.
Wenn es mir durch meine Ausführungen ge­

lungen ist, die technischen Aufsichtsbeamten davon zu 
überzeugen, daß zwischen den Berufsgenossenschaften 

und dem NDI verwandtschaftliche Beziehungen be­
stehen, deren weiterer Ausbau sich lohnt, dann habe 

ich die mir gestellte Aufgabe erfüllt.

W elche V orte ile  g e w äh r t das N o rm en ?  Das 

Normen gehört seit vielen Jahren an unzähligen 
Stellen der Industrie, bei technischen Verbänden und 
Behörden zum unentbehrlichen Rüstzeug technischer 

Tätigkeit. Es bewirkt eine Verringerung des Lager­

bestandes an Maschinenteilen und insbesondere an 

Werkzeugen, erweitert die Austauschbarkeit, entlastet 

den Konstrukteur von Nebenarbeiten und erspart 

Rohstoffe. Teuere männliche Arbeitskräfte können 
durch Frauen und andere unausgebildete Arbeiter er­
setzt, Ersatzteile der Kundschaft schneller und billiger 

geliefert und die Selbstkosten herabgedrückt, werden. 

Die Wirtschaftlichkeit des industriellen Schaffens wird 
gehoben.

W as w ill  der N orm en  - Ausschuß ? Unter 

dem Druck der Notwendigkeit, nach dem Kriege mit 

allen Mitteln eine Herabsetzung der Selbstkosten an­

zustreben und in der Erkenntnis, daß die Normung 

ein wirksames Mittel für diesen Zweck darstellt, hat 
auf allen Gebieten der deutschen Industrie eine rege 

Vereinheitlichungsarbeit eingesetzt. Gleichzeitig hier­

mit entstand aber die Gefahr einer unverantwort­
lichen Kräftezersplitterung. Es würde eine Vergeudung 

nationaler Energie im höchsten Grade bedeuten, wenn 

jetzt jeder Betrieb, jeder Verein oder jede Behörde 

für sich an die Vereinheitlichung der jeweils herzu­
stellenden oder benötigten Erzeugnisse gehen würde. 

Sehr bald würde der Zustand eintreten, daß von der 
einen Seite zur Norm erhoben wird, was die andere 
grundsätzlich verwirft. Schon in den ersten An­

fängen der im großen einsetzenden Vereinheitlichungs­

arbeit konnte beispielsweise festgestellt werden, daß 
an vier Stellen unabhängig von einander die Normung 

der Rohrleitungen in Angriff genommen wurde und 
daß drei Verbände an der Vereinheitlichung von ge­

zogenen und gewalzten Metallen arbeiteten. Das 

gleiche war bei Zahnrädern, Werkzeugen u. a. m. der 
Fall. Heute ist die ganze Industrie der Ueberzeugung, 

daß ein solches Nebeneinanderarbeiten, eine Zer­

splitterung der Kräfte auf alle Fälle vermieden werden 
muß. Der Gedanke, eine Stelle zu schaffen, welche 

die Bestrebungen auf Vereinheitlichung zusammen­

faßt, sie planmäßig fördert und ausbaut, führte im 
Dezember v. J. zur Gründung des Normen-Ausschusses 

der Deutschen Industrie. Er soll
die zurzeit nebeneinander laufenden Normungs­

arbeiten einheitlich zusammenfassen, 

die technischen und wirtschaftlichen Vorteile der 

Normierung in der ganzen deutschen Industrie 

zur Geltung bringen, 
dem deutschen Wirtschaftsleben durch Erspar­

nisse an ausgebildeten Menschenkräften, Roh­

stoffen, festgelegtem Material und Verbilligung 
der Industrieerzeugnisse über die schweren 

Kriegsschäden hinweghelfen, 
die militärische Sicherheit unseres Vaterlandes 

durch leichte Umstellungsfähigkeit unserer In­

dustrie auf die Erfordernisse des Heeres und 

der Marine erhöhen.

W ie  so ll das Z ie l e rre ich t w e rden?  Das 

Ausland, hauptsächlich England und Amerika, sind 

seit Jahren, ganz besonders aber während des Krieges, 
in dieser Richtung mit Erfolg vorgegangen. Dieser 

Vorsprung muß eingeholt und übertroffen werden!
Das vom Normen-Ausschuß gesteckte Ziel kann 

nicht mit dem Mittel behördlicher Verfügungen, 

bundesrätlicher Verordnungen, gesetzlicher Bestim­

mungen, sondern einzig und allein auf dem Wege 

gemeinsamer und vertrauensvoller Zusammenarbeit 

staatlicher Stellen, technischer Verbände und indu­

strieller Firmen erreicht werden.
Eine erfolgreiche Durchführung der Aufgabe ist 

nur zu erwarten, wenn die Arbeit von vornherein 

so angelegt wird, daß sie nicht ins Uferlose aus­
artet. Es wäre ein undurchführbares Unternehmen, 

wollte der Normen-Ausschuß jede Vereinheitlichungs­

aufgabe selbst lösen. Wenn irgendwo, so ist hier 

Beschränkung auf das unbedingt Notwendige geboten.
Der Normen-Ausschuß wird daher in eigenen 

Arbeitsausschüssen nur allgemeine Normen aufstellen, 

d. h. solche Normen, die für alle Industriezweige oder 

die Mehrzahl von ihnen Geltung haben.
Alle übrigen Normen, die nur für einen oder 

mehrere Industriezweige von Bedeutung sind, sind 
als Sondernormen anzusehen. Ihre Aufstellung bleibt 

den einzelnen Fachverbänden überlassen.
Eine folgerichtige Durchführung des Vereinheit­

lichungsgedankens verlangt indessen, daß die Auf­

stellung der Sondernormen sich nicht unabhängig 
voneinander, sondern im engsten Zusammenhang 
vollzieht. Diese Forderung ergibt sich ohne weiteres 
aus der Abhängigkeit, in der jeder der Vereinheit­

lichung unterworfene Gegenstand von den übrigen



steht. Fast jede Norm greift in eine andere über. 

Dem Normen-Ausschuß der Deutschen Industrie, als 

der zusammenfassenden Organisation, erwachsen hier­
aus zwei Hauptaufgaben:

Er muß zunächst eine enge Fühlungnahme aller 
Vereinheitlichungsbestrebungen herstellen. Das ge­

schieht durch das gedruckte Wort in Form der Mit­

teilungen des NDI, die fortlaufend über alle Ver­
einheitlichungsarbeiten berichten. Die Mitteilungen 
des NDI sind von der Geschäftsstelle, Berlin NW 7, 

Sommerstraße 4a, gegen einen Jahrespreis von 20 M. 
zu beziehen.

Durch mündlichen Meinungsaustausch in regel­

mäßigen Sitzungen der Obmänner sämtlicher Normen­

arbeitsausschüsse wird eine Klärung der Meinungen, 

eine Abgrenzung der Arbeitsgebiete und ein Austausch 

der Erfahrungen herbeigeführt.

Die zweite Hauptaufgabe des NDI besteht darin, 

dafür zu sorgen, daß nicht nur die in den eigenen 
Arbeitsausschüssen aufgestellten allgemeinen Normen, 

sondern auch die von den Fachverbänden ausgear­
beiteten Sondernormen in sich völlig durchgebildet 

und ausgereift sind. Eine brauchbare Norm darf 
nicht das Ergebnis beliebiger Zusammenstellungen 

und zufälliger Vereinbarungen sein; ihr müssen viel­

mehr bestimmte Gesetzmäßigkeiten zugrunde liegen, 
deren Vernachlässigung sich beim Gebrauch in der 

Praxis schwer rächt. Wilde Normen sind schlimmer 
als gar keine.

Hier gilt es durch eine rechtzeitige Normen­

überwachung die deutsche Industrie vor schweren 

Schäden zu bewahren, sie gegen einen Normen­

enthusiasmus zu schützen, der letzten Endes der Ent­
wicklung der deutschen Technik sehr hinderlich 

werden kann. Diesem Zweck dient die Normenprüf­
stelle, in der ständige und erfahrene Mitarbeiter die 
Normenentwürfe nicht nur in ihrer äußeren Form 

(zeichnerische Darstellung, einheitliche Benennung 

und Abkürzung, Blattgröße usw.), sondern auch hin­
sichtlich ihres inneren methodischen Aufbaus begut­
achten. In der Normenprüfstelle werden alle Er­
fahrungen, die im Laufe der Zeit bei den verschie­
denen Vereinheitlichungsarbeiten gemacht werden, 

planmäßig gesammelt und die sich daraus ergebenden 

grundlegenden Gesichtspunkte herausgearbeitet. Diese 
Stelle ist auch dazu bestimmt, dafür zu sorgen, daß 

die Normen nicht erstarren, sondern sich den Fort­

schritten der Technik entsprechend fortentwickeln.

W ie  en ts teh t e ine  D eu tsche  Industrie-  
N orm  (D I- N orm )?  Die im Hauptausschuß ver­

tretenen Behörden und Vereine melden ihre Wünsche 

und Absichten für die Vereinheitlichung auf irgend 
einem Gebiet beim NDI an. Handelt es sich um 

eine allgemeine Norm, so beschließt der Vorstand, 

ob hierfür innerhalb des Normenausschusses ein 
Arbeitsausschuß eingesetzt werden soll. Die Führung 

im Arbeitsausschuß wird zweckmäßig jeweils der­
jenigen Industriegruppe überlassen, in deren Arbeits­
gebiet die Norm vorzugsweise gehört. Handelt es 

sich um eine Sondernorm, so bleibt die Aufstellung 
des Normenentwurfes einem Sonderausschuß der be­

treffenden Industriegruppe überlassen.

Die so entstehenden Normenentwürfe werden 

nach Begutachtung durch die Normenprüfstelle der 
öffentlichen Kritik mit einer Einspruchsfrist unter­
breitet. Dies geschieht durch Bekanntgabe in den 
Mitteilungen des NDI und den einschlägigen tech­

nischen Fachblättern. Die aus der öffentlichen Kritik 

sich ergebenden Einwände werden in den Arbeits­
ausschüssen geprüft. Der so entstandene Entwurf 
wird dem Beirat, einem Kreis von ersten Fachleuten, 
vorgelegt; erst nach Genehmigung durch den Beirat 
wird die Norm als endgültig angenommen durch 

den Vorstand veröffentlicht.

Normen, deren Entwurf unter Hinzuziehung aller 

Kreise aufgestellt, alsdann der öffentlichen Kritik 

unterbreitet und zuletzt nochmals durch die Prüfung 

eines Kreises erlesener Sachverständiger gegangen 

sind, werden sich unbedingt als brauchbar erweisen. 
Diese sorgfältige Arbeit wird auch die deutsche Tech­

nik und Industrie vor einem Allzuviel in der Normung 
bewahren. Da alle Normblätter eine einheitliche 

Größe haben, so lassen sie sich zwanglos in einem 
Normensammelwerk vereinigen, während die heute 

bestehenden Normen in allen möglichen Handbüchern, 

Preislisten und Zeitschriften verstreut sind.

W ie  ist der N orm en-A usschuß  zusam m en ­

gese tzt?  Die Träger des Normen - Ausschusses 

sind die beteiligten Behörden und technischen Ver­
bände. Ihre Vertreter bilden den Hauptausschuß; 

ihm sind die grundlegenden Beschlüsse über die Ge­
schäftsgebarung des Normen-Ausschusses, die Prü­

fung der Maßnahmen des Vorstandes Vorbehalten, 
wobei er seinen Einfluß auf die Gesamtarbeit geltend 

machen kann, und ferner die Beschlüsse über die 
Organisation selbst. Ihm treten alle Interessentengruppen, 

die von der Vereinheitlichungsarbeit berührt werden, 

bei; er bietet somit die Gewähr, daß die Arbeiten 

des Normen-Ausschusses stets das Wohl der Gesamt­
heit, aber auch die Bedürfnisse und Eigenarten der 
Erzeuger- und Verbraucherkreise berücksichtigen. 

Durch ihn ist die unbedingt erforderliche enge Füh­
lung aller an der Vereinheitlichung beteiligten Kreise 
hergestellt, so daß die Gefahr des Nebeneinander- 

arbeitens, die gerade auf diesem Gebiet besonders 
schädlich ist, künftig vermieden wird. Gleichzeitig 

ist mit dieser Körperschaft die Einführung der Normen 

in die Praxis sichergestellt.

Der Hauptausschuß wählt den Vorstand, der zu 

seiner Beratung in Normenangelegenheiten eine An­

zahl von hervorragenden Sachverständigen in den 

Beirat beruft.

Die fachliche Einzelarbeit zur Aufstellung der 

Normenentwürfe vollzieht sich in den Arbeitsaus­
schüssen. In ihnen sind je nach der vorliegenden 
Aufgabe die beteiligten Kreise (Erzeuger, Verbraucher 

und Wissenschaft), die zur Mitarbeit aufgefordert 

werden oder sich freiwillig melden, vertreten.

An der Aussprache beteiligten sich außer dem 
Vorsitzenden die Herren Senatspräsident Hartmann, 
Dr. Hederich, Gärttner, Mandel, Michels, Stöpel, Dr. 

Adam und Düchting. Es wurde betont, daß die 
Fülle der gegebenen Anregungen bei der Ausführung
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von Schutzmaßnahmen nur sehr schwer verwendbar 

sei, doch sei in verschiedenen Fällen die Möglichkeit 
gegeben, auch hier Normen aufzustellen. Um diese 
nicht leichte Aufgabe zu lösen, wurde die Bildung eines 
Ausschusses empfohlen, in den später die Herren 

Alvensleben, Dr. Adam, Deiters und Düchting mit 

dem Recht der Zuwahl gewählt wurden.

In einigen Berufsgenossenschaften berühren sich 

die Arbeitsgebiete dergestalt, daß dafür gemeinsame 
Vorschriften möglich sind, wie z. B. Steinbruch- und 

Ziegelei-Berufsgenossenschaft (Sand- und Kiesgruben), 
Tiefbau- und Binnenschiffahrts - Berufsgenossen­
schaften (Baggerbau). Der Verband der Eisen- und 
Stahl-Berufsgenossenschaften hat diesen Weg schon 
beschriften und gleichlautende Unfallverhütungsvor­
schriften und Aushänge aufgestellt. Ein Aushang 
zur Anleitung für die erste Hilfe bei Unglücksfällen 

ist schon durch ein Preisausschreiben des Verbandes 
Deutscher Berufsgenossenschaften geschaffen worden, 

um von allen Berufsgenossenschaften einheitlich be­

nutzt zu werden. Für die Bearbeitung von Normen 
auf dem Gebiete der Unfallverhütung spricht auch 
die seit langem geforderte Mitlieferung von Schutz­
vorkehrungen seitens der Maschinenlieferanten.

Im Interesse der Allgemeinheit wurde dann noch 
das Ausschalten des Patentschutzes für Schutzmaß­

nahmen angeregt und statt dessen empfohlen, den 

Erfindern von den Herstellern Lizenzabgaben zu 

gewähren. Für wirksamer wurde jedoch das Aus­
setzen von Preisen gehalten, für welchen Zweck z. B. 

auch die Kaiser-Wilhelm- und Kaiserin-Auguste- 
Viktoria-Stiftung vorgesehen ist. Verschiedene Be­
rufsgenossenschaften, wie z. B. die Berufsgenossen­

schaft der chemischen Industrie haben damit auch 

gute Erfahrungen gemacht.

B e sch ä ft ig u n g  K r ie g sb lin d e r  in  der W erkstatt.

Herr Oberingenieur Pau l W ö lfe l:

Von all den Opfern dieses unbarmherzigen 

Krieges sind ohne Frage diejenigen die bemitleidens­
wertesten, welche ihr Augenlicht eingebüßt haben. 

Ein grausames Geschick hat sie aus der Gemein­
schaft der Sehenden herausgerissen und hilflos sind 

sie nun dem Mitleid ihrer Mitmenschen preisgegeben. 
Das allein kann aber den Unglücklichen auf die Dauer 

keinen Trost gewähren, sondern muß im Gegenteil 
ein bitteres Gefühl bei ihnen auslösen und ihre 

Lebenskraft vollends untergraben. In dieser Er­
kenntnis und im Gefühl der Verpflichtung diesen 

Tapferen gegenüber suchte man bald nach Mitteln, 
um sie nicht zu bemitleiden und ihnen Almosen zu 
geben, sondern ihnen tatkräftig den dunklen Weg 

ins Leben zurückzuebnen. Diese Männer, die bis­

her auf eigenen Füßen gestanden und frei und selb­

ständig über sich verfügt hatten, in Blindenanstalten 
unterzubringen oder sie der öffentlichen Wohltätig­
keit, also dem Nichtstun und Betteln zu überlassen, 
widersprach jedem Gefühl von Verantwortlich­

keit des Vaterlandes seinen tapferen Verteidigern

gegenüber. Bereits 1915 hatte das K le in b a u w e rk  
der S iem ens- S chucke rtw erke , S ie m e n ss tad t 
bei B e r lin  durch Vermittelung des Herrn Dir. Niepel 

Versuche mit halbblinden Pfleglingen der Berliner 
Städtischen Blindenanstalt gemacht. Diese Versuche 
sollten Vorstudien für die etwaige Beschäftigung von 
Kriegsblinden sein und fielen so gut aus, daß auf 
Grund dieser Erfahrungen die ersten Kriegsblinden, 

die durch Herrn Geh. Rat Silex geschickt wurden, 
sofort mit der Arbeit beginnen konnten. Solange 

die Blinden noch im Lazarett waren, wurden sie 
durch Halbblinde oder augenkranke Lazarettinsassen 

geführt, die ebenfalls im Werk beschäftigt wurden. 
Nach ihrer Entlassung mußten die Blinden für eigene 

Führung sorgen. Dazu erboten sich erfreulicherweise 
in. der Nähe der Blinden wohnende Arbeitskollegen 

und Kolleginnen, sofern keine Angehörigen vorhanden 

waren. Mehrere der zum Teil noch jungen Leute 
verlobten oder verheirateten sich bereits, ihre Bräute 

oder Frauen wurden auf Wunsch gleichfalls im Werk 

beschäftigt. Die verheirateten Blinden werden nach 
Möglichkeit in Siemensstadt oder der näheren Um­
gebung des Werkes untergebracht; die Unverheirateten, 
die in Berlin keinerlei Beziehung haben, teilweise im 

„Ledigenheim für Kriegsblinde“, welches von privater 
Seite in der Nähe des Werkes eingerichtet wurde. 

Während des Lazarettaufenthaltes wurde die Arbeits­

zeit auf Wunsch des Arztes auf 6 Stunden täglich 

festgesetzt und später, nachdem sich die Leute an 

die Fabrikarbeit gewöhnt hatten, ohne Nachteil auf 
8x/2 Stunden und darüber erhöht. Das Mittagessen 

nehmen die Blinden mit ihren Führern zusammen 
in einem besonderen Abteil der Arbeiterspeiseräume 

ein. Die Höhe des Verdienstes ist natürlich ver­
schieden. Bei der Maschinenarbeit wird mehr ver­

dient als bei der Handarbeit. Aus diesem Grunde 

wird die letztere auch nicht gern ausgeführt; vor 
allem aber ziehen diese meist körperlich kräftigen 

Männer die derbere Arbeit an der Maschine vor. 
Das Geräusch der Maschine gibt ihnen eine gewisse 

Kontrolle über den Fortgang ihrer Arbeit und ent­
spricht meist ihrer Art mehr als die zierliche Hand­
arbeit, die sonst ja auch nur von Frauen ausgeführt 

wird. Selbstverständlich muß ein ganz besonderes 
Augenmerk auf den Schutz aller beweglichen Teile 

der Maschinen gerichtet werden, um jede Möglichkeit 

eines Unfalles auszuschließen. Die Beratung mit 
der Gewerbeinspektiön und der Berufsgenossenschaft 

war hierbei sehr wertvoll. Bis September 1918 

wurden im Kleinbauwerk 51 Kriegsblinde ausgebildet, 
sowie 39 männliche und 12 weibliche Pfleglinge von 

Blindenanstalten beschäftigt. Bis die Blinden sich 

eingearbeitet haben, wird ihnen auf jeden Fall ein 
Anfangslohn von 0.50 M. die Stunde gewährleistet. 
Nach ganz kurzer Zeit verdienen sie bei feststehen­

den Stücklöhnen durchschnittlich etwa 0.80 M. ja 

sogar bis 1.60 M. die Stunde, was bei Weitem die 
Verdienste der Blinden in den Blindenanstalten und 

bei der Heimarbeit übersteigt.

Naturgemäß wurde zuerst mit der H anda rbe it 
begonnen, erst später setzte die M a s c h in e n ­

arbe it ein.
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1. Arbeiten von Hand.*)

1. Prüfen von runden und eckigen Teilen auf Lehrenhalligkeit.

a) Arbeiten mit Lochlehren
b) Arbeiten mit Rachenlehren

2. Prüfen der Gewindehülsen von Sicherungselementen und 
Schmelzstöpseln. (Abb. 1.)

3. Falten von Pappschachteln.

4. Einpacken von Schmelzstöpseln in Normalpackungen.,

2. Arbeiten an kleinen Maschinen (Motorenantrieb).

9. Einziehen von Schrauben in Gewindeteile vermittels be­
sonderer Vorrichtungen (Reibungskupplung). (Abb. 3.)

a) Einziehen einer Schraube in Schalenhalter,
b) Binziehen von 2 Schrauben zu gleicher Zeit,

'  c) Einziehen von 3 Schrauben zu gleicher Zeit in 
Schalenhalter.

8 .

Abb. 1. Vorrichtung zum Schutz der Hand.

Zusammensetzen von Verbindungsstücken für Pescheirohr

(2- und 4-teilig).

Einschrauben von Bolzen in Gewindeteile von Sicherungs­
elementen.

Akustisches Prüfen von Schmelzstöpseln auf richtige Dimen­
sionierung und Stromdurchgang durch Glockenzeichen. 

Befestigen von Metallteilen auf Grundplatten für Streifen­
sicherungen. (Abb. 2.)

Abb. 2.

*) Infolge Raummangels können nicht alle zu den einzelnen 
Ziffern gehörigen Abbildungen gebracht werden.

Abb. 3. Alle sich bewegenden Teile sind geschützt

10. Einstecken von Metallteilen in Lüsterklemmen und nach­
trägliches Einziehen von je 2 Schrauben zu gleicher Zeit 
wie unter 9.

a) einpolig,
b) zweipolig,
c) dreipolig.

11. Auf weiten von kleinen Hülsen für Schmelzstöpsel.

12. Aufreiben und Reinigen, sowie Einfetten von Peschel- 
rohrinnenteilen an kreisender Bürste. (Abb. 4.)

13. Handhebelpresse.
a) Nietarbeiten.
b) Anrollen von Oesen u. a. m.

14. Fußhebelpresse.
Abschneiden von Drahtenden nach Länge u. a. m. (Abb. 5.)

15. Gewindeschneidemaschine (wagerecht).
Gewinde schneiden und senken von verschiedenen Teilen.

16. Fräsmaschine. (Abb. 6.)
Verschiedene Fräsarbeiten, Stifte schlitzen u. a. m. 
Gleichzeitiges Bedienen von 2 Fräsmaschinen.

17. Feilmaschine.
Entgraten von einzelnen Teilen.

18. Tischbohrmaschine. (Abb. 7).

a) Senken von Hülsen auf bestimmte Höhe (Abb. 18).
b) Bohren von Löchern in Metallteile von 0,8 mm bis 6 mm.
c) Entgraten von gebohrten Teilen mit kleinem Fräser.

3. Arbeiten an größeren Maschinen (Motorenantrieb).

19. Stempelpresse.
Maschinelle Stempelung von Aufschriften (Zahlen u. a. m.) 
auf Metallteile.

20. Friktionsspindelpresse.
Biegen und Prägen von Metallteilen.
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21. Exzenterpresse. (Abb. 8.)
Scharfkantiges Biegen an kleinen Eisenteilen u. a. m.

22. Drehbank.
Abdrehen von Zündeiteilen und Abnahme des Grates, 
Durchmesser von Uhrwerkteilen nach Lehren drehen u. a. m.

23. Tellerpresse mit selbsttätigem Verschub (Revolver-Exzenter­
presse) (Abb. 9.)

Abb. 4.

Schutz durch Entlanggleiten der Hand an einem Brett.

Abb. 5.

Große Zwischenräume zwischen Messer und Unterlage 
mit Schutzvorrichtung.

24. Gewindeschneidemaschinen (System Garvin).
Schneiden von Gewinden in Klemmen .Kontaktplatten u. a. m.

25. Säulenbohrmaschine.
Bohren von großen Gußkörpern. Gleichzeitiges Bedienen 
von 2 Bohrmaschinen.

26. Abstechbank.
Abstechen von Hülsen auf Länge u. a. m.

27. Arbeiten an der normalen Drehbank.

Abb. 6. Der Fräser ist vollständig abgedeckt.

Abb. 7.

Entgraten von Zünderteilen. Abdeckung des Bohrfutters.

28. Bohren an der 4spindligen Ständer-Bohrmaschine mit 
Schablonenführung auf dem Bohrtisch.

29. Gleichzeitiges Bedienen einer halbautomatischen Drehbank 
und einer Handhebelpresse.

30. Gleichzeitiges Bedienen zweier halbautomatischen Bohr­
maschinen.
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für jeden aussuchen, wenn er seine Art, seine Inter­

essen, seinen früheren Beruf kennt. Unter den bis­
her Beschäftigten befanden sich: Ziegelei-Aufseher, 
Bäcker, Spinner, Konditoren, Malermeister, Schlächter, 

Obermonteure, Landarbeiter, Chauffeure, Schmiede­

meister, Mechaniker, Tischler, Fabrikarbeiter u. a. m. 
Die Meister und Vorarbeiter sind stets von neuem 

zu interessieren; denn gerade in diesem Falle ist 
Vertrauen und guter Wille auf Seiten des Arbeit­

gebers wie -nehmers besonders notwendig. Oft bessert 

sich durch die Arbeit das seelische wie das körper­
liche Befinden. Die Leute, denen sonst jede äußere 
Anregung fehlen würde, nehmen an dem Leben der 

Werkstatt regen Anteil; sie werden überraschend 
schnell selbständig, durch die Arbeit mit Gesunden 

werden ihre Gedanken abgelenkt; Kopfschmerzen 
sind, wie ein Kriegsblinder berichtet, seitdem er 

arbeitet, gänzlich verschwunden.

Bei der staatlichen Unterstützung von:

45 M. für den Monat Vollrente (Unteroff. 50 M.,
Feldweb. 75 M.)

54 „ „ „ „ 2 mal Verstümmelungszulage,

15 „ „ „ „ Kriegszulage,

36 „ „ „ „ Rentenzuschlag ab 1. 7. 18,

10 —  15 „ „ Invalidenrente

lbO bis 165 M. für den Monat und dem Verdienst 
durch ihre Arbeit sind die Kriegsblinden vor Sorgen 
geschützt. In der Siemens-Sparkasse wird das Er­

sparte mit 5 %  verzinst und kann ohne Kündigung 
jederzeit wieder entnommen werden, ln besonderen 

Fällen, wie Verheiratung, Krankheiten usw. helfen 
die neue Kriegsblindenstiftung für Landheer und 

Flotte, sowie die vielen staatlichen und privaten 
Stiftungen und Wohltätigkeitsvereine, insbesondere 

der Moon’sche Blindenverein, Berlin.

Es sei noch die Mitteilung des Landesdirektors 

der Provinz Brandenburg an die Industrie erwähnt, 
die zum Schluß sagt: „Wenn die Kriegsbeschädigten­
fürsorge alles tut. um eine zweckentsprechende Aus­

bildung der Kriegsblinden herbeizuführen, so ist es 

klar, daß ihre Tätigkeit nur dann einen dauernden 

Erfolg haben kann, wenn es ihr gelingt, die Kriegs­
blinden in geeigneten dauernden Stellungen unter­

zubringen. Es ist eine Ehrenpflicht des deutschen 
Volkes, den Kriegsblinden hierbei jede Hilfe zuteil 

werden zu lassen. In der Erfüllung dieser Ehren­
pflicht werden gerade auf diesem Gebiete die Groß­

firmen des Handels und der Industrie an der Spitze 
stehen müssen, weil in ihren großen Betrieben mit 

ihren mannigfachen Beschäftigungsarten am ehesten 
sich die Gelegenheit einer zweckmäßigen Unter­

bringung ermöglichen läßt.“

Nachschrift: Ausführliche Berichte mit vielen Abbildungen 
„Kriegsblinden-Beschäftigung in der Werkstatt“ und „Unfall­
verhütung bei der Beschäftigung Kriegsblinder in gewerblichen 
Betrieben“ können von Direktor Perls, Siemensstadt bei Berlin, 
kostenlos bezogen werden. — Siehe auch „Arbeitsmöglichkeiten 
für Blinde, insbesondere Kriegsblinde“ von E. Niepel, Direktor 
der städtischen Blindenanstalt in Berlin — Carl Heymanns 
Verlag Berlin 1918, sowie die Blindenlazarettschule des 
Vereinslazarettes St. Maria Viktoria Heilanstalt zu Berlin“ von 
Qeheimrat Silex &. Betty Hirsch — Selbstverlag Berlin 1918.

Wenn man bedenkt, daß fast alle diese Kriegs­
blinden schwere Kopfverletzungen davongetragen 
haben und daß ihr Nervensystem auf das schwerste 

erschüttert worden ist, so muß man die Lebens­

freudigkeit bewundern, mit der diese Helden ihr in 

ewige Nacht gehülltes Leben wieder aufnehmen und

Abb. 8.

Während des Arbeitsvorganges sind beide Hände außerhalb 
der Maschine an Sicherheitshebeln.

glücklich sind, wenn sie erst wieder für sich und 
ihre Familie sorgen können. Damit sie nicht die 

Lust an der Arbeit verlieren, ist von seiten des 
Arbeitgebers ein stetes Interesse für jeden einzelnen 
erforderlich. Er kann nur dann die richtigen Arbeiten

Abb. 9.

Alle arbeitenden Teile der Maschine haben leicht abnehmbare 
Schutzvorrichtungen.
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Bei der Aussprache betonte Herr G ä r ttn e r , 

daf3 an den Pressen durchweg gedeckte Schnitte 

vorhanden sein müßten; auch hatte er Bedenken 
gegen die Verwendung von Blinden an Bohrmaschinen, 

die er für sehr gefährlich hält. Dagegen erklärte 

Herr Al vens leben , daß die Berufsgenossenschaft 
für Feinmechanik und Elektrotechnik nichts gegen 
die Beschäftigung Kriegsblinder an Bohrmaschinen 

einzuwenden hat, nachdem sich der technische Auf­

sichtsbeamte von der Gefahrlosigkeit der Arbeit über­
zeugt hat.

Punkt 5 der Tagesordnung:

S c h u tzm it te l gegen  g if t ig e  Gase.

Herr Oberingenieur C lä re n , Lübeck:

Die Nachfrage nach brauchbaren Schutzmitteln 

gegen giftige Gase vielerlei Art ist stetig gewachsen. 
Schon auf den internationalen Rettungskongressen in 

Frankfurt im Jahre 1908 und in Wien im Jahre 1913 
nahm die Behandlung der Gasschutzgeräte einen be­

merkenswerten Raum ein. Ich möchte versuchen, in 
möglichster Kürze die Vielseitigkeit der Anforderungen, 

die man an Gasschutzgeräte stellen muß, darzustellen, 

um zu erkennen, wie sehr sich der Konstruktions­

aufbau eines solchen Apparates seiner besonderen 
Aufgabe anpassen muß.

Zwei Hauptgruppen der Schutzmittel könnte man 
nennen:

Zur ersten Gruppe zähle ich alle Schutzmittel, 
deren Aufgabe in der V e r te id ig u n g  gegen auf­

tretende giftige Gase besteht, lediglich dazu bestimmt, 

um auf kürzestem Wege sicher den Einwirkungen 

-̂des giftigen Gases zu entrinnen, also nur zur Selbst­
rettung.

Hierzu gehören in erster Linie Atmungsgeräte, 
die in Bergwerken bereitgehalten werden, um dem 

Bergmann bei plötzlich auftretenden giftigen Gasen 
die Möglichkeit zu bieten, sich durch die giftigen 

Schwaden hindurch in frische Wetter zurückzuziehen.
Die zweite Gruppe bilden alle die Einrichtungen, 

die dazu bestimmt sind, ang re ife nd  gegen das giftige 

Gas vorzugehen, sei es zur Rettung von Menschen 

und Güter, sei es zur Beseitigung von Ursachen des 
Auftretens der giftigen Gase, oder sei es zur Ver­

richtung industrieller Arbeiten in vergasten Räumen.

Beispielsweise möchte ich anführen: Die Be­

kämpfung eines Grubenbrandes, das Vordringen der 
Feuerwehr in verqualmte Räume, die Bergung Ver­

unglückter aus dem Bereich giftiger Gase, das Aus­
bessern undicht gewordener Gasleitungen, die Ver­

richtung von Arbeiten vor der Gicht an Hochöfen, 

das Befahren von Kesseln oder Behältern zwecks 

Vornahme eines Farbanstriches und dergl. Arbeiten, 
oder endlich, um dauernd in einer Fabrikation tätig 

zu sein, deren Arbeitsgänge giftige Gase erzeugen.
Die Aufführung vorgenannter Beispiele gibt zu 

erkennen, daß, den jeweiligen Aufgaben angepaßt, 

auch der konstruktive Aufbau eines Schutzgerätes 
sehr verschieden sein kann und muß. Man würde 

schwer in der Lage sein, mit einem Rettungsgerät 
der Feuerwehren tagein tagaus an einen bestimmten 

Arbeitsplatz gebunden, manuelle Arbeiten zu ver­

richten; dem Arbeiter würde gar bald das relativ 

schwere Gerät zur Plage werden, und die Unkosten 
der stündlich zu ersetzenden Atmungsmunition würden 

sehr unrentabel sein.

Es folgt hieraus, daß die Konstruktionen der 

Schutzgeräte und die Art der Schutzmittel ihrem 
Zweck entsprechend grundverschieden sein müssen, 

und ich möchte darum die bekannten Schutzmittel 
gegen giftige Gase einer kritischen Betrachtung 

unterziehen.

Die giftigen Gase finden durch die Atmungs­
organe den Weg ins Innere des Menschen und sie 
rufen bei ihm die verschiedensten Vergiftungs­

erscheinungen hervor. Aufgabe der Schutzmittel ist 
es, die giftigen Gase hieran zu hindern, ohne aber 

dem Menschen seine Luftnahrung zu entziehen oder 

zu kürzen. Das Naheliegendste ist also, die Atmungs­
luft von den Giftstoffen zu reinigen, ehe sie in die 
Lunge gelangt. Es gibt eine ganze Anzahl mehr 

oder weniger brauchbarer Einrichtungen nach diesem 

Prinzip. Ueberall da, wo mir die D ich te  und A rt 
der giftigen Gase m it B e s tim m th e it bekann t s ind  
und kein anderes Gas auftreten kann, möchte ich 
Gasfilter in Verbindung mit Gesichtskappen oder 

Mundstücken mit oder ohne Schutzbrillen für an­

gebracht halten. Ich möchte aber betonen, daß die 

Art des Gases und seine Dichte bzw. die größt­
mögliche Dichte bekannt sein muß, um ein wirk­

sames Schutzmittel zu haben. Beispielsweise wünsche 
ich ein Schutzmittel gegen Ammoniakgas an einer 

Stelle, wo eben nur Ammoniakgas auftreten kann. 
Es ist nicht schwer, einen Filter zu erhalten, der 

Ammoniakgas restlos absorbiert. Solange nun die 
Konzentration des Ammoniakgases in der Luft eine 

bestimmte Grenze nicht überschreitet, kann ich un­

gehindert mit meinem Filter atmen. Der ungünstigste 

Fall wird nun der sein, wenn die Dichte des Ammoniak­
gases 100 Prozent erreicht. Wo bleibt dann für mich 
die Atmungsluft? Was ich mit Lungenkraft durch 
den Filter sauge, wird bestenfalls gebunden, und ich 

muß an Sauerstoffmangel ersticken.

Kommt nun noch die Möglichkeit hinzu, daß ich 

nicht mit Bestimmtheit vorher weiß, welche oder 

welches Gas auftreten kann, so wird die Zuverlässig­

keit dieser an sich bestechend e in fach en  und h a n d ­
lic h en  F ilte rs c h u tzm it te l recht zweifelhaft.

Diese Ueberlegungen führen zur Konstruktion 

der sogenannten unabhängigen Atmungsgeräte, die, 

unabhängig von der umgebenden Luft, dem Menschen 

die Atmungsluft liefern, indem die ausgeatmeten Ver­

brennungsprodukte, die Kohlensäure, chemisch in 
einer sogenannten Kalipatrone gebunden wird und 
der verbrauchte Sauerstoff entweder auch chemisch 
erzeugt wird oder aus einer Stahlflasche, in der der 

Sauerstoff in hochkomprimierter Form mitgeführt 
wird, stetig zuströmt, so daß sich die Atmungsluft 

in einem in sich geschlossenen System fortlaufend 
ergänzt. Es gibt Atmungsgeräte dieser Art in der 
einfachsten Form für eine viertelstündige Atemzeit 

bis zu großen Geräten für zwei- und mehrstündigen 

Gebrauch. Der unbestreitbare Vorteil dieser Geräte
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liegt in der vollkommenen Unabhängigkeit von der 

umgebenden vergifteten Luft.
Diese beiden oben skizzierten Schutzmittelarten 

dürften als freitragbar bezeichnet werden können, da 

man in der Lage ist, mit diesen Geräten sich beliebig 
zu bewegen, unabhängig von der Verbindung mit 

irgendeinem festen Punkt.

Des weiteren gibt es noch eine dritte Art Atmungs­
einrichtungen, die durch Schlauchleitungen von irgend­
einem Punkte außerhalb der gasvergifteten Zone 

Frischluft erhalten, sei es nun, daß man sich die 

Frischluft durch Lungenkraft heransaugt, oder sei es, 
daß die Luft durch irgendwelche Einrichtungen zu­

geführt wird. Der besondere Vorteil solcher Anlagen 

besteht darin, daß ihr Betrieb sehr geringe Unter­
haltung kostet, da eine auszuwechselnde Atmungs­

munition fortfällt.
Nachteilig aber wird für viele Zwecke die Ab­

hängigkeit von der Verbindungsleitung mit einem 

festen Punkt sein.

Nicht unerwähnt lassen möchte ich endlich die 
Bewetterungsanlagen der Gruben, Absaugeeinrich- 

tungen, durch die giftige Gase oder Dämpfe gleich 
an der Entstehungsstelle abgesogen werden bzw. dem 

Menschen Frischluft zugeführt wird durch Bewette­

rung ganzer Räume. Auch werden in sich abge­
schlossene Räume nach dem Regenerationsprinzip von 

giftigen Gasen gereinigt.

Erfahrungen aus der Praxis zeigen fast täglich, 

wie sehr es geboten erscheint, die Frage der richtigen 
Schutzmittel gegen giftige Gase nicht als eine neben­

sächliche zu behandeln, und ich begrüße die Gelegen­

heit, diese Worte an Sie, meine sehr verehrten Herren, 
richten zu dürfen, da Sie doch in erster Linie die M ög­
lichkeit haben, durch Rat und Tat dahin zu wirken, daß 

an der richtigen Stelle das richtige Schutzmittel steht!

Bevor Vorschriften erlassen werden zur An­

wendung bestimmter Schutzmittel, erscheint es mir 

unumgänglich, sachkundige Stimmen aus der Praxis 
der Rettungstechnik zu hören.

Die Drägerwerke in Lübeck stellen zirka 10 ver­

schiedene Typen Schutzmittel gegen giftige Gase her, 
deren konstruktive Durchbildung sich aus den viel­
seitigen Anforderungen der Praxis ergab.

Einige Typen, die eine besonders vielseitige Ver­

wendung in Gruben und in der Industrie gefunden 
haben, gesta tte ich mir kurz etwas näher zu beschreiben.

Da ist zunächst der sogenannte Selbstretter, ein 

freitragbares, unabhängiges Atmungsgerät, das, wie 
schon der Name sagt, hauptsächlich zur Selbstrettung 

bei unerwartet auftretenden giftigen Gasen Anwendung 
finden kann; auch läßt es die Verrichtung leichterer 

Arbeiten zu, wie z. B. das Dichten einer Leitung, Auf­
suchen eines Brandherdes in einem Gebäude oder zur 
Ueberwachung einer mit größeren Arbeits-Atmungs- 

geräten versehenen Arbeitskolonne. Die Atemzeit be­

trägt im Mittel etwa eine halbe Stunde.

Es folgt das sogenannte H.-|S 1/ 2 ~ S.-Gerät, das 
schon mehr als Arbeitsgerät gelten darf. Wegen 
der bei der Arbeit in erhöhtem Maße auftretenden 

chemischen Reaktionswärme in der Kalipatrone wird 
die Atmungsluft durch Ventile zwangsweise in einem

Kreislauf geführt, um zur Abkühlung in einem Kühl­

rohr Gelegenheit zu bieten. Ein Druckmesser, genannt 
Finimeter, läßt eine dauernde Kontrolle des Sauerstoff­

vorrates zu, und ein bequem angeordnetes Druckknopf- 
ventil erleichtert die Zugabe des Sauerstoffs ent­

sprechend dem jeweiligen Verbrauche. Die Atemzeit 
beträgt im Mittel 3/4 Stunden. Dieses Gerät wird an 

der Seite getragen. Eine geschickte Modifikation hierzu 
ist die Rückentype. Nur der Atmungsschlauch führt vom 

Rücken über die linke Schulter zum Gesicht, im übrigen 

ist die ganze Vorderseite des Geräteträgers frei.
Für größere Arbeitsleistungen und speziell für 

Feuerwehren eignet sich dann das Einstundengerät 

Modell 1911. ßs ist dies ein Rückenapparat mit 
Helm oder Helmkappe, welcher ebenso wie der große 
Zweistundenapparat besonders für das Grubenrettungs­
wesen geeignet, hinreichend bekannt sein dürfte.

Für besondere Fälle endlich möchte ich die 
Frischluftkappen erwähnen, die geeignet sind, in 

Fabriken die Arbeiter gegen giftige Gase und Staub 
zu schützen. Der Kopf wird mit einer leichten Kappe 

mit großem Fenster bedeckt. Die Atmungsluft wird 
durch einen Ventilator ständig zugeführt. An eine 

gemeinsame Leitung lassen sich eine ganze Anzahl 

Personen anschließen.
Wegen der Kürze der zur Verfügung stehenden 

Zeit konnte ich das Thema nur in groben Umrissen 

behandeln. Ich hoffe aber, daß die sich gegebenen­

falls anschließende Aussprache zweckdienlich wirken 

möge, um die vielseitigen Fragen nach geeigneten 

Schutzmitteln gegen giftige Gase zu klären. Soweit 
meine Erfahrungen als langjähriger Konstrukteur von 

Atmungsgeräten von Wert sein können, stehe ich zu 
Ihrer vollen Verfügung.

Herr Geheimrat G ary : Bei frei zu tragenden 

Schutzmitteln, Gasmasken usw. ergeben sich dadurch 

Schwierigkeiten, daß sie dem einzelnen Manne gut 

verpaßt sein müssen, wenn sie wirksam sein sollen. 

Nicht gut angepaßte Masken sind nicht nützlich, son­

dern schädlich, weil man sich auf den Schutz verläßt 
und deswegen zu Schaden kommt, während man sich 
ohne Maske beizeiten durch die Flucht noch hätte 
retten können.

Herr A lvens ieben : Nach meinen Erfahrungen 
hat sich der Pulmotor bei elektrisch Verunglückten 

nicht bewährt. Soweit es möglich war, habe ich die 
diesbezüglichen Angaben nachgeprüft und dabei ge­

funden, daß mit dem Pulmotor in Deutschland noch 

kein elektrisch Verunglückter gerettet worden ist. 

Ich schließe hierbei alle diejenigen aus, welche noch 
Lebenszeichen von sich gegeben haben, d. h. bei 

denen noch eine Atmung oder Körperbewegungen 
beobachtet wurden. Demgegenüber sind durch die 

Wiederbelebungsversuche nach Sylvester mittels Arm­

bewegungen in Rheinland und Westfalen allein 17 Per­
sonen zum Leben zurückgerufen worden. Der Pul­

motor mag sich bei Gasvergiftungen usw. bewähren; 

bevor man ihn zur Wiederbelebung bei elektrischen 
Unfällen empfahl, hätte man entsprechende Tierver­

suche anstellen sollen.

Herr Zscheyge: Bei Eismaschinen, die mit
Ammoniak oder schwefliger Säure betrieben werden,
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ist ein brauchbarer Respirationsapparat bereitzuhalten, 

mit dessen Verwendung das Personal genau vertraut 
gemacht werden soll. Bei Undichtheiten oder Bruch an 

den Eismaschinen oder den Rohren werden durch Aus­
tritt der giftigen Oase die Wiederherstellungsarbeiten 

erschwert, ja in vielen Fällen unmöglich gemacht. 
Schwere Schädigungen der Atmungsorgane können 

bei derartigen Fällen —  beitm Versuch mit unzuläng­
lichen Mitteln —  eintreten. Es fehlte bisher an 

geeigneten, handlichen Apparaten, die ein Arbeiten 

an undichten Eismaschinen auch längere Zeit (etwa 
eine Stunde lang) gestatten. Entweder war, wie bei 

den Rauchhelmen mit Luftzuführung und den Sauer­

stoff-Schutzgeräten, die Anschaffung zu teuer und 
die Handhabung zu schwierig (zumal es sich in den 

bei der genannten Berufsgenossenschaft in Betracht 
kommenden Betrieben meist nur um kleinere An­

lagen und wenig Betriebspersonal handelt), oder es 
genügte bei Anwendung einfacher Respiration, nasser 

Schwämme und dergl. der Schutz nur kurze Zeit 

und blieb somit ohne rechten Erfolg.
Es ist daher mit Freuden zu begrüßen, daß die 

Heeresverwaltung sich entschlossen hat, die Erfah­

rungen, die sie mit den Gasmasken gesammelt hat, 

durch Freigabe des „Industrie-Gasschutzgeräts“ der 

allgemeinen Unfallverhütung zugute kommen zu 
lassen. Das Industrie-Gasschutzgerät dient zum 
Schutze gegen die meisten in der Industrie im regel­

rechten Betriebe wie bei Betriebsunfällen auftretenden 
schädlichen Gase mit Ausnahme von Kohlenoxyd 

(reines Kohlenoxyd, kohlenoxydhaltige Betriebsgase, 

Rauchgase bei Bränden usw.), solange die Gase in 
niedrigen Gehalten (etwa bis höchstens 1 Vol.-Proz. 

auftreten. Bei Kohlenoxyd und gegen hohe Gas­

gehalte, also bei starken Undichtigkeiten der Anlage, 

namentlich in geschlossenen Räumen, sind nur Sauer­

stoff-Schutzgeräte anzuwenden.
Das „Industrie-Gasschutzgerät“ ist deshalb stets 

unter genauer Angabe, für welchen Zweck es ver­
wendet werden soll, welche G asart und welcher 

G asg eh a lt etwa in Frage kommt, beim Kriegs­
ministerium, Berlin W  66, chemische Abteilung, an­
zufordern.

Herr M ich e ls : Meines Wissens kann das Gas­
schutzgerät bei Kohlenoxydgas nicht gebraucht wer­

den. Kohlenoxyd ist aber das in Gewerbebetrieben 

am meisten auftretende Gas, ausgenommen vielleicht 

die chemische Industrie, die Steinbrüche und Braue­
reien. Zum Pulmotor möchte ich sagen, daß er in 

den Hüttenwerken, wo das gereinigte Gichtgas Ver­
wendung findet, das infolge der Reinigung weder zu 

sehen, noch zu riechen ist, mit großem Erfolge an­
gewandt wird und allgemeine Verbreitung gefunden 

hat. Es ist aber dafür zu sorgen, daß die Apparate 

stets gebrauchsfertig sind und vor Beginn gefähr­
licher Arbeiten zurechtgelegt werden. Ferner müssen 

in Tag- und Nachtschicht stets Leute zur Verfügung 

stehen, die die Apparate bedienen können. Seit E in­
führung des Pulmotors haben die Todesfälle durch 
Kohlenoxyd zweifellos eine Abnahme erfahren.

Herr Behr: Die Anleitung, welche das Reichs­
versicherungsamt durch den Verband der deutschen

Berufsgenossenschaften über die Verwendung des 

Industrie-Gasschutzgerätes hinaus gegeben hat, hat 
mich veranlaßt, den heutigen Vortrag auf die Tages­
ordnung zu bringen.

Ich habe gegen diese Anleitung schwerwiegende 
Bedenken, die zum Teil auch schon heute hier 

geäußert sind. Zu diesen schon erwähnten Gefahren 
des Industrie - Gasschutzgerätes kommt noch, daß 
dasselbe bei Kohlenoxydgasen überhaupt nicht zu 
gebrauchen ist. In den Brauer- und Mälzerbetrieben 

treten aber diese Gase sehr häufig auf, namentlich 

dort, wo offene Kokskörbe zum Trocknen von 
Räumen benutzt werden. Es liegt also die Gefahr 

vor, daß ein Arbeiter in Unkenntnis des Versagens 

des Gasschutzgerätes bei diesen Gasen sich mit der 
Maske in solche gefährlichen Räume hineinbegeben 

könnte, und dadurch würden nur die Todesfälle, 
welche wir schon durch Kohlenoxydgase gehabt 

haben, vermehrt.
Da das Industrie-Gasschutzgerät auch nur dann 

zu gebrauchen ist, wenn der Luftgehalt an giftigen 
Gasen nicht mehr als 1 Vol.-Proz. beträgt, so 

ist das Gerät für Eismaschinenräume, wo bei Rohr­

brüchen oder sonstigen Maschinenhavarien die Gase 

häufig in stark verdichteter Form auftreten, über­

haupt nicht zu gebrauchen.
Auch der Sauerstoffhelm hat sich im Eis­

maschinenbetrieb nicht voll bewährt. Das hängt 
vielleicht damit zusammen, daß beim Sauerstoffhelm 
die Lunge doch noch immer eine gewisse saugende 

Tätigkeit ausüben muß. Schließt der Sauerstoffhelm 

also nicht dicht am Kopfe an, so können immer 

noch ganz leicht giftige Gase, wenn sie in konzentrierter 

Form vorhanden sind, in die Atmungsorgane des 

Arbeiters gelangen.
Bei Eismaschinen ist der Luftdruckhelm vor­

zuziehen, weil bei diesem Apparat im Innern ein 
gewisser Ueberdruck vorhanden ist, welcher es ver­

hindert, daß selbst dann, wenn der Helm nicht dicht 
am Kopfe anschließt, giftige Gase in das Innere des 
eHlms gelangen können. Die Berliner Feuerwehr z. B. 

ist dazu übergegangen, in Eismaschinenräumen anstatt 
der Sauerstoffhelme den Luftdruckhelm zu gebrauchen.

Herr Dr. M ü lle r : Das Industrie-Gasschutzgerät 

läßt sich nach meinen Erfahrungen vielfach gut ver­

wenden. In Räumen mit schweren und konzentrierten 
Gasen ist es jedoch mit Vorsicht zu gebrauchen.

Herr Senatspräsident H a r tm ann : Es sind schon 

seit 1882 Versuche mit Gasschutzgeräten gemacht 
worden. Die neueren Versuche erstrecken sich dar­

auf, die Größe der Filterflächen ausfindig zu machen, 
die notwendig sind, um genügend Sauerstoff durch­

zulassen. Die erwähnte Gebrauchsanweisung ist von 

der Versuchsstelle herausgegeben und, als sie dem 
Reichsversicherungsamt bekannt wurde, den Berufs­

genossenschaften mitgeteilt worden.

Punkt 6 der Tagesordnung:

Herr Gewerbeassessor M ichels-Essen-Ruhr, 

U n fa llv e rh ü tu n g  und  B e tr iebsrege lung .

Der § 848 der Reichsversicherungsordnung ver­

pflichtet die Berufsgenossenschaften die erforderlichen
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Vorschriften zu erlassen, über Einrichtungen und 
A n o rd n u n g e n , welche die Mitglieder zur Ver­

hütung von Unfällen in ihren Betrieben zu treffen 
haben. Die Worte: „und Anordnungen“ wurden 
durch die Novelle vom Jahre 1900 in das Gesetz 

aufgenommen, was der durch das Reichsversiche­
rungsamt schon bis dahin vertretenen Auffassung 

entsprach, wonach der Begriff „Einrichtungen“ im 

§ 78, Abs. 1 des Unfallversicherungsgesetzes nicht 
ausschließlich in dem engen Sinn einer baulichen 
oder maschinellen Einrichtung auszulegen war, 

sondern unter diesem Begriff alle die Maßnahmen 

überhaupt zu verstehen waren, die der Unternehmer 
zur Verhütung von Unfällen zu treffen hat. Durch 

die Worte: „und Anordnungen“ ist diese Auffassung 

nunmehr in nicht mißzudeutender Weise zum Ausdruck 
gebracht. Es steht also fest, daß der § 848 R. V. O. 

die Berufsgenossenschaften zum Erlaß von Vor­

schriften verpflichtet, die sich nicht allein auf die 
Einrichtung des Betriebes und das Verhalten der 

Versicherten im Betriebe zu beschränken haben, 
sondern die auch vorschreiben, welche Anordnungen 
im Betriebe zur Verhütung von Unfällen zu 
treffen sind.

Es ist fraglich, ob die Berufsgenossenschaften 
auf Grund dieser gesetzlichen Bestimmung auch be­
fugt sind, Dauer, Beginn und Ende der zulässigen 

täglichen Arbeitszeit und der zu gewährenden Pausen 

durch die Unfallverhütungsvorschriften zu regeln. Auch 
soweit sie durch die staatlichen Organe ausgeübt wird, 

geht diese Befugnis nicht zurück auf § 120a der 

Reichsgewerbeordnung, sondern auf einen besonderen 
§ 120 f, trotzdem ja der § 120a ebenfalls den Unter­
nehmer verpflichtet, seinen Betrieb so zu regeln, daß 
die Arbeiter gegen Gefahren für Leben und Gesund­

heit soweit geschützt sind, wie es die Natur des 

Betriebes gestattet. —  Daß lange Arbeitsschichten 

die Unfall- und Erkrankungsgefahr erhöhen, kann 

nicht geleugnet werden. Unsere Gewerbehygieniker 

haben lange Abhandlungen und Versuche über den 
Einfluß der Ermüdung auf den menschlichen Orga­
nismus veröffentlicht.

Der Kampf um die tägliche Arbeitszeit bildet 
einen wesentlichen Bestandteil der Sozialpolitik.

Seit vielen Jahren gibt es um die Arbeitszeit 

harte wirtschaftliche Kämpfe, und gerade in letzter 

Zeit macht sich in der Arbeiterschaft wiederum das 
Streben nach einer Kürzung der täglichen Arbeits­

zeit bemerkbar, das m. E. sehr unzeitgemäß ist, 
weil wir alle nach dem Kriege, er mag ausfallen 

wie er will, zu besonders großer Arbeitsleistung ge­
zwungen sein werden.

Die Voraussetzungen für eine Kürzung der 
Arbeitszeit sind zudem in den einzelnen Gewerbs- 

zweigen äußerst verschieden. Wenn z. B. in der 
Großeisenindustrie sich noch eine so lange regel­

mäßige Schichtzeit erhalten hat, so ist das durch den 
keiner Unterbrechung fähigen Betrieb bedingt. In 
Feuerbetrieben muß eben eine Schicht die andere 
unter allen Umständen ablösen und die Nachtschicht 

ist dort ebenso wichtig, wie die Arbeit am Tage. 

Die Einlegung einer dritten Schicht unter ent­

sprechender Vermehrung des Aufsichtspersonals wäre 
aber bei dem nach dem Kriege zu erwartenden 

Mangel an Arbeitskräften gerade jetzt am aller­
wenigsten durchzuführen. Bei manchen Industrien 

mag sie eine entsprechende Steigerung der Produktion 

ermöglichen. In der Großeisenindustrie wäre eine 
solche Steigerung nicht zu erwarten, weil die Arbeits­

intensität dort von dem nicht zu steigernden Gange 
der Oefen abhängt, der ja ohnehin schon zu langen, 

unfreiwilligen Pausen nötigt. Der große Mehrauf­
wand an Löhnen, Verwaltungs- und auch Versiche­

rungskosten ohne die gleichzeitige Erhöhung der 
Produktion ist aber eine Frage, die nicht so schnell 
gelöst werden kann und bei der, namentlich nach 

dem Kriege, weitgehendste Rücksicht auf die Wett­
bewerbsverhältnisse des Weltmarktes zu nehmen ist.

Dieses Beispiel aus der mir nahestehenden Groß­
eisenindustrie habe ich nur deswegen angeführt, um 

zu zeigen, daß feste Richtlinien über die Regelung 

der Arbeitszeit nicht aufgestellt werden können und 
daß diese Frage im Rahmen meiner heutigen Aus­
führungen erschöpfend auch nicht behandelt werden 
kann. Daher möchte ich über die Regelung der 

Arbeitszeit keine weiteren Ausführungen machen und 
nur noch erwähnen, daß auch in mechanischen Be­

trieben eine Steigerung der Arbeitsleistung lediglich 

durch rationellere Betriebsweise und verbesserte 
Technik erlangt werden kann, wodurch auf der 

ändern Seite leider in vielen Fällen, z. B. bei Er­

höhung der Geschwindigkeiten, wieder neue Unfall­

gefahren geschaffen werden.
Auch alle diejenigen Aufgaben der Betriebs­

regelung möchte ich aus meinen Betrachtungen von 
vornherein ausschließen, die infolge des glücklichen 
Zusammengehens der Arbeitsverbilligung mit der 

Unfallverhütung schon aus rein wirtschaftlichen 

Gründen erfüllt werden. So wurden in den meisten 

Betrieben und ganz besonders in den Hüttenwerken 

mit ihrem ungeheuer umfangreichen Transport 

schwerer und zum Teil flüssig glühender Massen 
viele Unfälle verhütet, wenn die einzelnen Betriebs­
abteilungen so angeordnet werden, daß die Trans­

portwege möglichst kurz sind und Hin- und Her­
transporte vermieden werden, worauf aber schon 
deswegen Bedacht genommen wird, weil hiervon 

die Wirtschaftlichkeit des Betriebes wesentlich 

abhängt.

Wenn ich nun übergehe auf die Regelung 

eines möglichst gefahrlosen Betriebes, soweit da­
rüber Bestimmungen in die Unfallverhütungsvor­

schriften aufgenommen sind, so ist zunächst zu be­

merken, daß die Zusammenfassung dieser Vor­
schriften in einem besonderen, etwa mit der Ueber- 

schrift „Betriebsführung“ —  zu versehenden Ab­
schnitt, so wünschenswert dies auch sein mag, ohne 

umfangreiche Wiederholungen meines Erachtens nicht 

durchzuführen ist. Eine scharfe Unterteilung nach 
Vorschriften, die sich einerseits auf die Betriebs­
anlagen, andererseits auf die Betriebsführung beziehen, 
ist auch vielfach nicht möglich, ohne dadurch technisch 

zusammengehörige Dinge so auseinander zu reißen, 
daß die Uebersichtlichkeit leidet und ein schnelles
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Zurechtiinden erschwert wird. Für den Unternehmer 

gelten die Unfallverhütungsvorschriften insofern im 
ganzen Umfange, als er nicht nur zur Befolgung 
der „Vorschriften für Unternehmer“ verpflichtet ist, 
sondern auch für die Durchführung und Ueber- 
wachung der „Vorschriften für Versicherte“ Sorge 

zu tragen hat. Dementsprechend findet er einerseits 
in den „Vorschriften für Unternehmer“ neben den 
Bestimmungen über Betriebseinrichtungen unmittel­

bare Betriebsanordnungen, die er zu erlassen hat, 
andererseits ist er aber auch mittelbar zum Erlaß 

zahlreicher Betriebsanordnungen gezwungen, wenn 
er es mit der ihm obliegenden Durchführung und 

Ueberwachung der Vorschriften für Versicherte ernst 

nimmt, ln diesem Uebergreifen der Unternehmer­

pflichten auf die Vorschriften für Versicherte liegt 

eine weitere Schwierigkeit für die Trennung der 
Vorschriften für Unternehmer nach den beiden Ge­
sichtspunkten: „Betriebsanlage“ und „Betriebs­
führung“. Herr Dr. Adam hat seinerzeit in einem 

Vortrag über die Einteilung und Anordnung der 

Unfallverhütungsvorschriften bereits darauf aufmerk­
sam gemacht, daß eine solche Unterteilung in den 
Normal-Unfallverhütungsvorschriften merkwürdiger­

weise nur im Abschnitt 1 „Allgemeine Vorschriften“ 

erfolgte und dort nicht einmal in vollem Umfange 

gelang.

Der Abschnitt über die Betriebsführung in den 

Normal-Unfallverhütungsvorschriften enthält als ersten 
und wichtigsten Paragraphen die Bestimmung:

„Betriebsunternehmer und die gemäß § 913 

der Reichsversicherungsordnung mit ihrer Stell­

vertretung betrauten Personen haben für Instand­

haltung der Schutzvorrichtungen Sorge zu tragen 
und die Ausführung der für den Betrieb erlassenen 

Unfallverhütungsvorschriften zu überwachen“.

Mit der Durchführung dieser letzten Vorschrift 

steht und fällt die gesamte Regelung des Betriebes. 
Ist die Ausführung und Ueberwachung nicht ge­
währleistet, so nützen alle weiteren Vorschriften 

nichts. Wie steht es nun mit dieser betriebsseitigen 

Ausführung und Ueberwachung?

Soweit die Vorschriften für Unternehmer in 

Frage kommen, kann man wohl behaupten, daß 
diese Frage im allgemeinen zur Zufriedenheit gelöst 

ist. Die dauernde und rechtzeitige Erhaltung der 
baulichen und maschinellen Einrichtungen und sehr 

viele andere Gegenstände der Betriebsregelung, z. B. 
die ständige Kontrolle und rechtzeitige Auswechslung 

von Seilen und Ketten, die regelmäßige Untersuchung 
und Instandhaltung des rollenden Materials, die Auf­

bewahrung feuergefährlicher oder explosibler Stoffe 
liegen ja zum Teil auch im wirtschaftlichen Inter­

esse der Werke. —  Die erste Hilfeleistung ist in 
manchen Werken in mustergültiger Weise geregelt.
—  Im Rahmen eines Vortrags kann natürlich nicht 

auf alle diese Einzelheiten der Betriebsregelung näher 
eingegangen werden. Ich kann zu den Vorschriften 

für Unternehmer nur noch bemerken, daß auch 
während des Krieges bedrohliche Mängel wohl 

nirgendwo eingetreten sind.

Bezüglich der Vorschriften für Versicherte ist 

dagegen schon in Friedenszeiten häufig darüber ge­

klagt worden, daß diese Vorschriften nur auf dem 
Papier stünden und von den Arbeitern nicht einmal 

gelesen würden. Im Kriege tritt bei den vielen un­

gelernten Arbeitern diese Gleichgültigkeit noch viel 
mehr zu Tage. Daß die Durchführung und Ueber­
wachung auch der Vorschriften für Versicherte mit 

zu den Pflichten der Unternehmer gehört, wurde 
schon erwähnt. Ohne im einzelnen auch zu diesen 
Vorschriften Anordnungen zu erlassen und deren 

Ausführung durch zuverlässige Aufsichtspersonen 
mit allen Mitteln zu erzwingen, wird der Unter­

nehmer diesen Pflichten nicht gerecht werden können.

Es ist vielfach darüber gestritten worden, ob 

es nicht besser sei, die Vorschriften für Versicherte 
erheblich zu kürzen und sie etwa in Form kurzer 

Warnungen und Handhabungsbefehle in möglichst 
auffallender Farbe, dicht an der Gefahrstelle anzu­

bringen. Da bleibende Warnungsschilder aber er­
fahrungsgemäß mit der Zeit bald übersehen werden, 
sind diesen solche Einrichtungen vorzuziehen, die 
erst kurz vor der Gefahr erscheinen oder hörbar 

werden. Doch wird auch hierdurch mit der Zeit 

die Aufmerksamkeit der Arbeiter nicht mehr in der 

gewünschten Weise wachgerufen.

Man ist dazu übergegangen, die Unfallverhütungs­
vorschriften in einzelne Gruppen aufzulösen, die für 
sich in den betreffenden Betriebsstätten zum Aus­
hang kommen, damit den Arbeitern nur derjenige 
Teil der Vorschriften vor Augen geführt wird, der 

für sie in ihrer besonderen Arbeitstätigkeit Bedeu­

tung hat. Ich habe den Eindruck, daß auch diese 

Maßnahme nur bei einem verschwindend kleinen 
Teil der Arbeiterschaft Erfolg gehabt hat. Ein ein­

maliges Lesen kann ja auch nicht von dauernder 
W irkung sein. Die Vorschriften müssen vielmehr 

den Arbeitern derart in Fleisch und Blut über­

gehen, daß sie unbewußt danach handeln. Das kann 
aber nur auf dem Wege einer nachhaltigen erziehe­
rischen Einwirkung durch die Aufsichtspersonen der 
Betriebe erreicht werden.

Bezeichnenderweise werden diese Mängel auch 

in Arbeiterkreisen bereits empfunden. Bei der Be­

sprechung meines Jahresberichts vom Jahre 1916 
mit Arbeitervertretern äußerte einer dieser Vertreter, 

daß nach seiner Ansicht die Unfallverhütungsvor­
schriften unter den Arbeitern trotz Aushändigung 

und Aushangs zu wenig bekannt seien. Er schlage 
deshalb vor, in den einzelnen Meistereien regel­

mäßige Belehrungen über die Vorschriften stattfinden 
zu lassen und solche zuverlässige Arbeiter, die schon 

lange Zeit im Betriebe tätig seien, anzuweisen, auf 
neueingetretene Arbeiter zu achten und sie zu unter­
weisen. Für den dadurch entstandenen Zeitverlust 

forderte er 'für diese Arbeiter eine besondere Ver­
gütung.

Eine nicht ausreichende Ausführung und Ueber­
wachung der Vorschriften durch die Betriebe 
selbst kann durch die Tätigkeit der technischen 

Aufsichtsbeamten der Berufsgenossenschaften nicht 
vollständig ausgeglichen werden. Die Ueber-
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Wachung muß eine intensive und dauernde sein. 
Sie soll auf die Arbeiter derart erzieherisch ein­
wirken, daß diese schließlich, wie ich schon sagte, 

unbewußt nach den Vorschriften handeln. Eine solche 
W irkung kann durch die wenigen Besuche der tech­

nischen Aufsichtsbeamten allein nicht erreicht werden. 
Es kommt hinzu, daß gerade die Ueberwachung der­

jenigen Bestimmungen der Unfallverhütungsvor­

schriften, die auf eine Regelung des Betriebs hinaus­
laufen, erheblich schwieriger und zeitraubender ist 

als die Kontrolle über das Vorhandensein der leicht 
in die Augen fallenden mechanischen Schutzvorrich­

tungen. Mängel fallen bei den Revisionen nicht so 
leicht auf und lassen sich meist nur durch längeres 

Beobachten des Arbeitsganges oder durch Nachfragen 

feststellen, wozu leider häufig erst Unfälle Veran­
lassung geben, die eben aus mangelhafter Regelung 

oder Beaufsichtigung entstanden sind.

Bei der Betriebsregelung ist man also in ganz 

besonderem Maße auf die Mitwirkung der Betriebs­
leiter und vor allem geschulter Meister und Vor­

arbeiter angewiesen, vielmehr als bei der Beschaf­
fung und Erhaltung der erforderlichen mechanischen 
Schutzvorrichtungen.

Ist diese Mitwirkung schon bei der Ausführung 
von Bestimmungen erforderlich, die in den Unfall­
verhütungsvorschriften festliegen, so kann sie erst 

recht nicht entbehrt werden bei einem anderen Teil 

der Betriebsregelung, der aus bestimmten Gründen 

nicht zum Gegenstand bindender Unfallverhütungs­
vorschriften gemacht werden kann. Erschöpfende 

Bestimmungen über die Regelung des Betriebes 
können ja doch leider nur solche Berufsgenossen­

schaften in ihre Unfallverhütungsvorschriften auf­
nehmen, die in der glücklichen Lage sind, in allen 
ihren Werken mit ziemlich gleichartigen Betriebs­
verhältnissen rechnen zu können, wie z. B. etwa die 

Ziegelei-, die Tabak-, die Fleischerei-Berufsgenossen­

schaft und andere. Es gibt aber eine Reihe von 
Berufsgenossenschaften, bei denen die Betriebs­
verhältnisse in den einzelnen Werken so sehr von­
einander abweichen, daß eine erschöpfende allgemein 

gültige Regelung des Betriebs durch die Unfall­
verhütungsvorschriften mit Rücksicht auf die ver­

schiedenartige Natur des Betriebs nicht möglich ist. 
Es braucht nur die chemische Industrie und die 

Eisenhüttenindustrie genannt zu werden.
In der schweren Eisenindustrie, wo infolge der 

schnellen Entwickelung in den letzten Jahrzehnten 

kein Werk dem ändern völlig gleicht, wo in bezug 
auf die Arbeitsmethoden und Werkseinrichtungen 

eine ungeheure Mannigfaltigkeit und Vielgestaltigkeit 
herrscht, wo die tägliche Arbeit des einzelnen Mannes 
sich nicht immer in gleichen ausgetretenen Bahnen 
bewegt, wo ständig Ausbesserungs- und Bauarbeiten 
in großem Umfange erforderlich sind', ist es in 

vielen Fällen ganz unmöglich, von vornherein überall 

passende Vorschriften über die Betriebsregelung fest­
zulegen und dem Arbeiter einzuprägen. Gerade wegen 
dieser Mannigfaltigkeit und wegen des Fehlens 
bindender Vorschriften wäre hier aber eine auf die 

Unfallverhütung gerichtete Regelung des Betriebes

besonders am Platze. Hier wird der Arbeiter weniger 
durch Maschinen oder Triebwerke, als vielmehr bei 

der eigentlichen hüttenmännischen Arbeit gefährdet, 
bei der ihn mechanische Vorrichtungen nur sehr 
selten schützen können. Manche Unfälle infolge 
Erstickung oder Vergiftung durch Gase, infolge Ver­
brennung durch flüssiges Eisen, durch Schlacken 

oder Gußstaub, infolge von Explosionen und nament­
lich auch Unfälle bei außergewöhnlichen Arbeiten, 

wie z. B. bei Ausbesserungsarbeiten, zumal wenn 
diese an umfangreichen und daher unübersichtlichen 

maschinellen Einrichtungen vorzunehmen sind, würden 
bei entsprechender Regelung des Arbeitsganges und 

bei gut geregelter Beaufsichtigung der Arbeiten ver­

mieden werden können. Heute hängt die Verhütung 
dieser Unfälle fast ausschließlich von der Zuverlässig­

keit, der Sorgfalt, der Umsicht und Disziplin der 

Arbeiter selbst ab, Eigenschaften, die leider nicht 
immer vorhanden sind. Hierauf ist m. E. auch die 

verhältnismäßig große Zahl von Unfällen zurück­

zuführen, die man leichthin als unvermeidbar oder 
psychologisch erklärlich bezeichnet und die dann 
unter die Rubrik: „Eigenes Verschulden des Arbeiters“ 
untergebracht werden.

Können aber bei diesen, ihrer Natur nach in den 
einzelnen Werken verschiedenen Arbeiten allgemein 

bindende Vorschriften für die Regelung des Arbeits­

ganges nicht aufgestellt und in vielen Fällen auch 
mechanischeSchutzvorrichtungen nicht benutztwerden, 

so hat es doch nicht an Versuchen gefehlt, geeignete 

Mittel und Wege ausfindig zu machen, um auch bei 
diesen Arbeiten auftretende Unfälle möglichst zu 
verhüten.

So werden z. B. in solchen Fällen in meiner 
Berufsgenossenschaft vielfach Rundschreiben verteilt, 

in denen statt „Vorschriften“ „Vorschläge“ zur Ver­
hütung von Unfällen mitgeteilt und zur Beachtung 

empfohlen werden. Schwierigkeiten bei der Durch­
führung von Forderungen, die auf Grund solcher 

Vorschläge im einzelnen zu stellen waren, sind dabei 
im allgemeinen nicht aufgetreten.

Mein verehrter Vorgänger, Herr Freudenberg, 
hat im Hinblick auf die geschilderten Verhältnisse 

immer wieder darauf aufmerksam gemacht, wie not­
wendig es sei, bei Meistern und Vorarbeitern größeres 
Verständnis für die Unfallverhütung zu wecken. 

Er erkannte, daß auf die intensive Mitwirkung er­

fahrener und in der Unfallverhütung besonders ge­

schulter Meister und Vorarbeiter in den umfangreichen 
Betrieben seiner Genossenschaft nicht verzichtet werden 
kann, weil dort die Betriebsleiter infolge der Größe 

und Unübersichtlichkeit ihrer Betriebsabteilungen gar 

nicht mehr in der Lage sind, die Durchführung der 
erlassenen Vorschriften selbst zu überwachen und 
hierfür die Verantwortung zu tragen oder gar in allen 

Einzelfällen, wo dies notwendig wäre, persönlich 
unfallverhütend den Betriebsgang zu regeln.

Daher trat Herr Freudenberg auch so warm für 

die Veranstaltung von Meister- und Arbeiterreisen 
zum Besuch der Ständigen Ausstellung für Arbeiter­
wohlfahrt in Charlottenburg ein. —  Er machte auch 

darauf aufmerksam, daß Meister und Vorarbeiter in
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ihrem engeren Ueberwachungsbezirk Zeit genug finden 

würden, um die ihnen unterstellten Arbeiter auf die 

mit ihrer speziellen Arbeit verbundenen Gefahren 
aufmerksam zu machen und besonders gefährliche 
Arbeiten persönlich zu leiten.

Den Meistern und Vorarbeitern fällt es auch 
nicht schwer, die in ihren Werksabteilungen be­

schäftigten Arbeiter allmählich soweit zu beurteilen, 
daß sie jeden derselben seiner persönlichen Eigenart 

und seiner körperlichen und geistigen Fähigkeit ent­
sprechend anstellen können.

Ein anderes Mittel wenden Werke meiner Berufs­
genossenschaft mit einigem Erfolg an, indem sie 

solche Arbeiter, die im Betrieb eine gewisse Ver­

antwortung tragen und durch Fahrlässigkeit oder 

Unkenntnis ihre Mitarbeiter gefährden können, mit 

besonderen schriftlich niedergelegten Unterweisungen 
versehen. Derartige schriftliche Unterweisungen sind 
viel eindringlicher, als mündlich gegebene An­

weisungen, namentlich dann, wenn der Arbeiter den 
Empfang durch Unterschrift bestätigen muß. Hier­

durch wird in ihm das Gefühl der Verantwortlichkeit 
wesentlich gestärkt.

In einzelnen Werken sind . ferner für die mit 

besonders gefährlichen und verantwortungsvollen 
Verrichtungen beauftragten Arbeiter regelmäßige 

Unterrichtsstunden eingeführt worden, wo diese Ar­

beiter in der Regel durch die Betriebsleiter selbst 
über die von ihnen zu verrichtenden Arbeiten, die 
dabei auftretenden Gefahren und zu beachtenden Vor­
schriften belehrt werden.

In manchen Betrieben werden auch sogenannte 

Unfallkonferenzen abgehalten, in denen die wichtigeren 

und lehrreichen Unfälle mit den leitenden Beamten, 
den in Frage kommenden Meistern und Vorarbeitern 

und Arbeitern unter dem Gesichtspunkt der Verhütung 

ähnlicher Fälle besprochen werden.
Ein Werk meiner Genossenschaft hat neuerdings, 

um eineBesserung in demVerhalten derVersicherten zu 
erzielen, einen besonderen Ueberwachungsbeamten an­
gestellt, der sich im Betriebe aufzuhalten und sein Augen­
merk auf die Beachtung der Unfallverhütungs-Vor­

schriften und besonderen Betriebsvorschriften zu 

richten hat. Der Beamte hat in jeder Woche auch 
mindestens einen Rundgang während der Nacht, des­

gleichen einen an jedem zweiten Sonntag auszuführen. 

Seine Feststellungen trägt er in ein Berichtsbuch ein, 
das der Betriebsleitung regelmäßig vorgelegt wird.

Sehr wichtig ist ferner, daß der junge Arbeiter 

zur Selbsthilfe gegenüber den Gefahren des Betriebes 
erzogen wird, wie dies durch geeigneten Unterricht 

in den Fortbildungsschulen bereits vielfach geschieht.
Auch wird die Unfallverhütung häufig schon 

zum Gegenstand der Besprechung in der Arbeiter­

presse und in Arbeiterversammlungen gemacht. Bei 

letzteren haben sich kinematographische Vorführungen 

als sehr geeignet erwiesen.
Im Vorstand meiner Berufsgenossenschaft wurde 

bereits die Frage erörtert, ob es nicht angängig sei, 
an solchen Stellen der Werke, die die Arbeiter täglich 
passieren, dieBekanntgabewichtiger Unfallverhütungs- 

Vorschriften unter ̂ Verwendung des Lichtbildes vom

reklamepsychologischen Gesichtspunkte aus zu be­
treiben. Diesem Gegenstände hat auch der Leiter 

des betriebswissenschaftlichenInstitutsfür Forschungen 
auf dem Gebiet des Betriebslebens an der Handels­
hochschule in Mannheim, Herr Prof. Dr. Nicklisch, 

in neuester Zeit seine Aufmerksamkeit geschenkt.

Aus meinen bisherigen Ausführungen ist zu er­

sehen, daß Ansätze für einen weiteren Ausbau der 
unfallverhütenden Regelung der Betriebe wohl vor­
handen sind. Es fragt sich nur, in welcher Weise 

soll dieser Ausbau ohne allzugroße Belastung und 

Belästigung der Werke vor sich gehen?
Vor Erörterung dieser Frage möchte ich Ihre 

Aufmerksamkeit auf eine Abhandlung lenken, 
die der Ingenieur Schulz-Mehrin im Jahrgang 1915 

der „Sozialtechnik“ unter der Ueberschrift: „Kriegs­
folgen und Taylorsystem“ veröffentlicht hat. Gegen­
stand dieser Abhandlung bildet zwar nicht die Unfall­

verhütung, es wird vielmehr der Nachweis zu führen 
versucht, in welcher Weise durch das Taylorsystem 

dem nach dem Kriege zu erwartenden Arbeitermangel 
abgeholfen, die qualitative Leistungsfähigkeit unserer 
Industrie erhalten und gleichzeitig die brennende 
Frage der Beschäftigung von Kriegsbeschädigten ge­

löst werden kann. Die Vorschläge, die dort in An­

lehnung an das Taylorsystem gemacht werden, sind 

aber m. E. überaus geeignet auch für die Unfallver­
hütung nutzbar gemacht zu werden. Wenn die 
Hoffnungen, die der Verfasser an die von Taylor 
vorgeschlagene Betriebsregelung knüpft, sich erfüllen, 
so wird es möglich sein, zugleich mit der Einstellung 

vieler Kriegsbeschädigter auch auf dem Gebiet der 

Unfallverhütung ein gut Stück vorwärts zu kommen, 

ohne die Industrie wesentlich zu belasten.

Bevor ich nun auf das Wesen des Taylorsystems« 

unter Benutzung der genannten Abhandlung näher 
eingehe, möchte ich hervorheben, daß ich nicht etwa 

daran denke, dieses System, dessen Wirkungen 
Taylor unzweifelhaft in mancherBeziehung übertrieben 

hat, im ganzen Umfange zur Annahme in unserer 
Industrie zu empfehlen. Dadurch würde ich sicher­

lich sowohl bei den Unternehmern als auch bei den 

Arbeitern anstoßen. Erstere würden sich mit Recht 
einer so weitgehenden Umwälzung in der Organi­
sation ihrer Werke widersetzen, letztere, und 

namentlich die besseren Elemente unter ihnen, 
würden die mit diesem System verbundene weit­

gehende Teilung des Arbeitsprozesses und die er­

hebliche Beschneidung ihrer Selbständigkeit störend 
empfinden. Die mit einer weitgehenden Arbeits­

teilung verbundene, dauernde, einseitige Anstrengung 

einzelner Körperteile wird ja auch durch die Gewerbe­
hygieniker als gesundheitsschädigend verworfen.

Ich bitte also die Mitteilungen, die ich zunächst 

über das Wesen des Taylorsystems machen werde, 

nicht etwa als meine eigenen Vorschläge auffassen 
zu wollen. —  Hören wir also, was der Verfasser 
des genannten Artikels über das Wesen des Taylor­
systems schreibt; er sagt:

„Taylor will, daß ein Teil der Arbeit, die bisher 

dem Arbeiter zugewiesen wurde, nämlich herauszu­
finden, wie er am besten arbeiten soll, von der Be­



triebsleitung übernommen werde. Der Betriebsleitung 
fällt zu, all die überlieferten Kenntnisse zusammen­

zutragen, die bisher Alleinbesitz der einzelnen Arbeiter 

waren, sie zu klassifizieren und in Tabellen zu bringen; 
aus diesen Kenntnissen Regeln, Gesetze und Formeln 

zu bilden, zur Hilfe und zum Besten des Arbeiters. 
Dann sollen die Betriebsleiter den Arbeiter anleiten 

und ihm helfen in wissenschaftlicher Weise, das heißt 

nach den gefundenen wissenschaftlichen Grundsätzen 

zu arbeiten.
Die hiernach der Betriebsleitung zufallenden 

Aufgaben bei wissenschaftlicherBetriebsführung sollen 

in jedem Betrieb von einer besonderen Stelle, dem 

„Arbeitsbureau“übernommen werden. In diesem Bureau 

sind mehrere Personen beschäftigt, von denen jede 
ihre bestimmte Spezialität oder Funktion hat. So 

befaßt sich der eine von ihnen nur mit der Fest­

stellung der richtigen Geschwindigkeiten und der 
Art der zu verwendenden Schneidwerkzeuge. Ein 

anderer ermittelt, mit welchen Bewegungen der Ar­
beiter das Arbeitsstück am besten und schnellsten 

auf die Maschine spannen und wieder abnehmen 
kann usw. Die Vorschriften all dieser Leute werden 
dann auf einen einzigen Instruktionszettel vereinigt, 

den der Arbeiter erhält. ' Diese Personen verbringen 
die meiste Zeit in dem Arbeitsverteilungsbureau, weil 
sie immer die Statistiken und Aufzeichnungen zur 

Hand haben müssen.“ —

Der Verfasser fährt fort:

„Aber wie die menschliche Natur einmal ist, 
viele Arbeiter würden, sich selbst überlassen, den ge­

schriebenen Anweisungen nur wenig Aufmerksamkeit 

schenken. Deshalb sind Lehrer nötig (Spezial- oder 
Funktionsmeister), die im Betriebe darauf zu achten 

haben, daß die Arbeiter die Instruktionszettel ver­

stehen und befolgen.
Bei einer solchen „funktionalen“ Leistung treten 

an Stelle des alten Meisters acht verschiedene Meister, 

von denen jeder seine speziellen Aufgaben hat. Sie 

handeln als Vertreter des Arbeitsbureaus und bringen 
ihre ganze Zeit in der Werkstätte zu, um den Ar­
beitern jederzeit helfen und sie in jeder Weise an­

leiten zu können.“
Es gehört ferner zum Wesen des Taylorsystems, 

daß die Arbeit durch Auflösung und Zerlegung in 
Einzelvorgänge möglichst vereinfacht und leicht er­

lernbar gemacht wird. Infolgedessen köiinen auch 

ungelernte Arbeiter in größerer Zahl beschäftigt 

werden, mit deren Verwendung sich nach dem Kriege 

alle Gewerbszweige werden abfinden müssen.
Das Taylorsystem arbeitet, d. h. es schneidet, 

gießt, dreht, bohrt, nietet, hobelt usw. gewissermaßen 

nicht nur mit Arbeitern, sondern auch mit Beamten. 
Es tritt eine Verschiebung derart ein, daß die Zahl 
der eigentlichen Handarbeiter vermindert wird zu­
gunsten der Zahl der Betriebsbeamten. Nach Taylor 

soll bei einer solchen Regelung bei verminderter 

Arbeiterzahl und bei Vermehrung der Zahl der Be­
triebs-Hilfsbeamten verhältnismäßig mehr geleistet 
werden können.

Trifft das auch nur zum Teil zu, so 

würde sich hier eine ausgezeichnete Möglichkeit er­

öffnen, kriegsbeschädigtc gelernte Arbeiter, die 
natürlich noch entsprechend ausgebildet werden 
müßten, als Hilfsbeamte zu beschäftigen. Denn 

zweifellos ist mancher Kriegsbeschädigte, der infolge 
seiner Beschädigung nicht mehr als Schlosser, Dreher 

oder sonst tätig sein kann, durchaus noch imstande, 
mehr geistige Bureau-, Hilfs- oder Meisterarbeit, wie 

ich sie eben geschildert habe, zu verrichten.
Damit hätten wir aber gleichzeitig, und das ist 

für uns das wichtige, die intensivere Betriebsaufsicht, 
ohne die nach den Erfahrungen mit der Gleichgültig­

keit der Arbeiter ein weiterer Fortschritt in der Un­

fallverhütung nicht zu erwarten ist. Nicht allein 
die weitgehende Beaufsichtigung, sondern auch alle 

die anderen beim Taylorsystem angewendeten Mittel: 

genaue Erforschung des Arbeitsganges, möglichste 
Vereinfachung und möglichst zweckmäßige Ge­

staltung desselben, entsprechende Schulung und 
Unterweisung der Arbeiter, sorgfältige Vorbereitung 

jeder Arbeit, genaue Erprobung und sorgfältige Aus­

gestaltung der Hilfsmittel sind zugleich auch Voraus­
setzungen für den weiteren Ausbau derUnfallverhütung.

Auch von einem anderen Gesichtspunkt aus wäre 
die stärkere Heranziehung von Arbeitern bei der 
Betriebsüberwachung zu empfehlen. —  Sie alle wissen, 

daß bei der Beratung der Reichsversicherungsordnung 
und letzthin wiederum bei den Haushaltsberatungen 

im Reichstag die Anstellung von Arbeitern als tech­

nische Aufsichtsbeamte gefordert wurde. Die vor­
geschlagene Mitwirkung der Arbeiter würde die 

Gründe für diese Forderung in Fortfall bringen. Die 
Mitwirkung der Arbeiter in der vorgeschlagenen Form 

wäre m. E. aber auch viel nutzbringender, als deren 
Bestellung zu technischen Aufsichtsbeamten der Berufs­

genossenschaften, weil sich ihre Aufsichtstätigkeit 
hierbei von vornherein nur auf den engbegrenzten 

Kreis derjenigen Arbeitstätigkeiten beschränken würde, 
die sie besonders kennen gelernt haben. Gerade der 

Mangel einer umfassenden, allgemeinen technischen 
Bildung wird m. E. in den meisten Gewerben stets 

ein Hindernis bleiben, Arbeitern die gesamte technische 
Aufsicht zu übertragen. Mit Erfolg könnten Arbeiter 

nur unter der Leitung von Revisionsingenieuren zu 
deren Unterstützung und zwar jeder nur unter Berück­

sichtigung seiner früheren Arbeitstätigkeit auf einem 
entsprechend engbegrenzten Teilgebiet der Gesamt­

aufsicht beschäftigt werden. Aus dem Wortlaut im 
§ 875 der Reichs Versicherungsordnung:

„Als technische Aufsichtsbeamte können auch 

Personen angestellt werden, die früher den ver­

sicherten Betrieben als Arbeiter angehört haben,“

ist zu folgern, daß Arbeiter, die noch in versicherten 

Betrieben tätig sind, nicht gleichzeitig nebenher als 
technische Aufsichtsbeamte bestellt werden dürfen. 
Die Hilfsbeamten im Sinne der gemachten Vorschläge 

würden also Werksbeamte zu bleiben haben.

Wie ich schon erwähnte, halte ich es nicht für 
nötig, das ganze Taylorsystem zu übernehmen. Es 
wird schon einen großen Schritt vorwärts bedeuten, 
wenn mit der Einstellung entsprechend vorgebildeter 

Kriegsbeschädigter als Hilfsmeister eine intensivere
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Betriebsaufsicht sich erreichen ließe und auf die Ein­
führung möglichst wenig gefährlicher Arbeitsmethoden 

Bedacht genommen würde.
Diese Hilfsmeister würden die letzte Staffel für 

die Uebertragung der Pflichten gemäß § 913 der 

Reichsversicherungsordnung zu bilden haben. —  Ihnen 
würde auch letzten Endes das Unfallmeldewesen zu 

übertragen sein, wobei sie sich, mit allen Einzelheiten 
der Betriebseinrichtungen und des Arbeitsganges voll­
kommen vertraut, namentlich eingehend über die 

Unfallursache zu äußern und Vorschläge zur Ver­

hütung ähnlicher Unfälle zu machen haben würden.—  
Vielleicht würde es sich auch ermöglichen lassen, 

mit ihrer Hilfe eine gute Unfallstatistik durchzuführen. 

Denn, so wichtig die Gesamtzahlen der amtlichen 
Statistik des Reichsversicherungsamtes für die 

Gewinnung eines Bildes über die Erfolge der Unfall­
verhütung für das ganze Reich auch sein mögen, so 
ist es doch wünschenswert, daß der einzelne Unter­
nehmer diese Zahlen auch für seinen eigenen Betrieb 

ermittelt, wodurch dieses Bild wesentlich klarer würde. 
Dann erst würde der einzelne Unternehmer auch mit 
Sicherheit erkennen können, wo in seinem eigenen 

Betriebe die Gefahrenquellen liegen und wie sie am 

besten zu verstopfen sind. Gleichzeitig dürfte hier­

durch ein größeres Interesse der Betriebsleiter für 

die nicht immer ausreichend bewertete Unfallverhütung 
herbeigeführt werden. —  Bei Einführung der inten­
siveren Betriebsüberwachung würde die Statistik 

zweifellos bald deren günstige Einwirkung erkennen 
lassen und einen Ansporn geben, auf dem einmal 

betretenen Wege fortzuschreiten zum Wohle des 
Einzelnen und zum Wohle der Gesamtheit!

Dem Vortrage folgte eine sehr lebhafte Aus­
sprache, an der sich die Herren D ire k to r  M erz, 

S e n a tsp räs id e n t H a r tm an n , H o ltzh ausen , 

Dr. L oebner, D ü c h t in g , M iche ls , L eupo ld , 
M o lz  und A lv en s le ben  beteiligten.

Davon ausgehend, daß eine falsche Auslegung 

der Jahresberichte bezüglich der durch die Kriegs­
jahre geschaffenen Erschwerung des Aufsichtsdienstes 

die Arbeitervertreter veranlaßt habe, die Berufsge­

nossenschaften zu ersuchen, Arbeiterrevisoren, zu 
denen sich auch geeignete Kriegsbeschädigte ver­

wenden ließen, anzustellen, war man sich einig, daß 
zwar die Verbesserung und Erweiterung des tech­

nischen Aufsichtsdienstes nicht nur möglich, sondern 

auch notwendig ist, daß dies aber durch Heran­
ziehung von Arbeiterkontrolleuren im allgemeinen nicht 

erreicht werden kann, da hierzu eine besondere Vor­
bildung unerläßlich ist. In begrenztem Rahmen 

ist eine Verwendung von Arbeitern nicht ausge­
schlossen und findet schon statt, z. B. im Baugewerk, 
im Bergbau und in Sachsen als Gehilfen der Gewerbe­

inspektionen in kleinen Betrieben. Für vorteilhafter 

erachtete man die Mitwirkung der Arbeiteraus­
schüsse und die Ernennung von Arbeitervertretern 
in den einzelnen Betrieben. Der Rat und die Er­
fahrung dieser Personen können von Fall zu Fall 

äußerst gute Dienste leisten, besonders bezüglich 
der Einwirkung auf die Mitarbeiter zur Benutzung 
der vorhandenen Schutzmaßnahmen.

Vielfach ist selbst bei Meistern, Vorarbeitern, 

auch sogar bei Polieren, die als Baukontrolleure an­
gestellt sind, eine große Unkenntnis der notwendigen 
Unfallverhütungsmaßnahmen festgestellt worden. Zur 

Besserung dieser Verhältnisse wird vorgeschlagen, 
schon in den Fortbildungsschulen durch besonders 

technisch geschulte Lehrkräfte entsprechend über 
Unfallverhütung und ihre Bedeutung zu lehren und 

bei der Gesellenprüfung Fragen über Unfallverhütung 
zu stellen.

Endlich wurde noch darauf hingewiesen, daß es 

wegen der Wahrung von Betriebsgeheimnissen und 
Arbeitsmethoden bedenklich ist, Arbeitern aus einem 

Betriebe Zutritt in andere zu gewähren, weshalb es 

auch deswegen vorzuziehen ist, Arbeitervertreter zur 

Unfallverhütung nur für die eigenen Betriebe heran­
zuziehen.

Nach dieser Aussprache wurde die Sitzung des 
ersten Tages um 3 Uhr geschlossen. Um 4 Uhr 

fand ein gemeinsames .Mittagessen der Teilnehmer 
in der Goldnen Traube statt.

2. Sitzungstag am 28. September.

Herr Oberingenieur Behr eröffnet die Sitzung 

um 9 Uhr. Das Wort erhält Herr Senatspräsident 
Dr. ing. H artm ann :

M. H., ich gestatte mir heute zunächst eine 
amtliche Mitteilung zu machen und dann noch 

einige Wünsche zu äußern. Sie wissen, daß für 
die Durchführung der Unfallverhütung ein gutes 

Einvernehmen der technischen Aufsichtsbeamten der 

Berufsgenossenschaften mit den Gewerbeaufsichts­
beamten unbedingt nötig ist. Das Reichsversicherungs­

amt hat daher wiederholt die Genossenschaftsvor­
stände ersucht, auf ein solches Einvernehmen hinzu­

wirken. Die Berufsgenossenschaften haben die Not­
wendigkeit eines verständnisvollen Zusammenarbeitens 

durchaus anerkannt, und es sind im Reichsversiche­
rungsamt bisher auch nur sehr wenig Fälle bekannt 
geworden, in denen ernstliche Meinungsverschieden­
heiten und Schwierigkeiten bei der Anordnung von 

Schutzvorrichtungen durch die beiden Aufsichtsorgane 
entstanden sind. Neuerdings aber haben bei einer 
Berufsgenossenschaft sich wiederholt Unstimmigkeiten 

ergeben, die den technischen Aufsichtsbeamten der 
Berufsgenossenschaft veranlaßten, in seinen Jahres­

berichten Stellung gegen einzelne Gewerbeaufsichts­

beamte zu nehmen. Infolge der Veröffentlichung 
dieser Berichte hat der Herr Minister für Handel 

und Gewerbe sich mit dem Reichsversicherungsamt 

in Verbindung gesetzt, und es ist nach eingehender 
Behandlung der gesamten Vorgänge eine Verein­

barung getroffen worden, die den Berufsgenossen­
schaften voraussichtlich durch ein Rundschreiben 

mitgeteilt werden wird. Nach dieser Vereinbarung 

sollen die technischen Aufsichtsbeamten angewiesen 
werden, in den von ihnen zu erstattenden, zur Ver­
öffentlichung bestimmten Jahresberichten verschieden­

artige Auffassungen in der Beurteilung der von 

diesen Beamten und von den Beamten der staat­
lichen Gewerbeaufsicht angeordneten Schutzmaß­



nahmen nicht zum Ausdruck zu bringen und vor 

Gerichten und bei anderen Behörden bei Abgabe 
von Gutachten sich einer Kritik der etwa von Ge­

werbeaufsichtsbeamten vertretenen anderen Auffas­
sung zu enthalten. Der Herr Minister hat sich bereit 
erklärt, die Gewerbeaufsichtsbeamten anweisen zu 

lassen, in gleicher Weise zu verfahren. Ich bitte 

Sie daher, meine Herren, auch Ihrerseits mit den 
staatlichen Beamten soweit als möglich gedeihlich 

zusammen zu arbeiten, wie das bisher mit Ausnahme 

ganz weniger Fälle geschehen ist. Wenn Meinungs­

verschiedenheiten auftreten, die nicht ohne weiteres 
erledigt werden können, zeigt die Bestimmung des 
§ 884 der Reichsversicherungsordnung den Weg, 

auf dem von den genossenschaftlichen Aufsichts­

beamten eine zweckmäßige Erledigung der Streit­

frage angebahnt werden kann.

M. H., die sehr interessanten und inhaltreichen 

Verhandlungen unserer Hauptversammlung haben für 
die Durchführung der Unfallverhütung manche neuen 

Gesichtspunkte ergeben. Dem Reichsversicherungs­

amt ist, wie ich schon betonte, durchaus bekannt, 
unter welchen Schwierigkeiten Sie jetzt Ihre Ueber- 

wachungstätigkeit durchführen müssen. W ir selbst 

können Ihnen dabei wenig helfen, da auch bei uns 
der Personalmangel nicht ermöglicht, unsere Auf­

gaben so zu erfüllen, wie wir es im Interesse des 

Arbeiterschutzes wünschen müssen. Trotz dieser 

Schwierigkeiten hat aber der Präsident des Reichs­

versicherungsamts auch in diesem Jahre die tech­

nischen Herren des Amts zu Betriebsrevisionen ent­
sandt. Es ist von uns Technikern eine große Zahl 
von Betrieben der verschiedensten Gewerbszweige 
im Osten besichtigt worden. Die Ergebnisse sind 
im wesentlichen die gleichen, wie ich sie auf 

der vorjährigen Versammlung mitgeteilt habe. 

Unsere Reiseberichte sind dem Herrn Staatssekretär 

des Reichswirtschaftsamts vorgelegt worden und 

werden Material für Anordnungen der Zukunft 

bieten. Zurzeit kann allerdings nicht viel geschehen, 
ln einigen Punkten kann aber auch in der Kriegs­

zeit eine Besserung erzielt werden, und da möchte 

ich Sie, meine Herren, dringend bitten, Ihre haupt­
sächliche Arbeitszeit auf Betriebsüberwachung zu ver­
wenden. Die Jahresberichte der Berufsgenossen­

schaften für das Jahr 1917 zeigen vielfach, daß die 

Arbeitskraft der Aufsichtsbeamten nicht genügend für 
die Betriebsrevisionen ausgenutzt wird. Viele Beamte 

werden noch in sehr hohem Grade mit Büroarbeiten 
und mit Tätigkeiten beschäftigt, die unter normalen 

Verhältnissen gewiß sehr im Interesse der Berufs­
genossenschaft liegen, jetzt aber vor der unbedingten 

Notwendigkeit zurücktreten müßten, die Durchführung 
der Unfallverhütung in den Betrieben selbst herbei 

zu führen. So halte ich z. B. auch die sehr zeit­
raubende Tätigkeit bei der Verfechtung berufsgenossen­

schaftlicher Regreßklagen für nicht so wichtig, um 
dadurch die eigentliche Betriebsüberwachung zu ver­

nachlässigen. Meine Herren, Sie dürfen überzeugt 
sein, daß das Reichsversicherungsamt Ihre auf­
opferungsvolle Tätigkeit durchaus anerkennt und 

Sie stets stützen wird, wenn Sie mit uns zu­

sammen Ihre volle Kraft einsetzen zur Durchführung 
des Arbeiterschutzes.

in diesen Ausführungen äußerten sich, nachdem 

der Vorsitzende, Herr Behr, Herrn Hartmann den 
Dank des Vereins für seine Mitteilungen erstattet 

hatte, die Herren Geheimrat Dr. ing. G ary , 

Dr. H ede r ich , S tö p e l, Gewerberat Dr. M ü lle r , 
D ü c h t in g  und H o ltzh ausen . Es wurde darauf 

hingewiesen, daß schon vielfach ein einträchtiges 
Zusammenarbeiten mit den staatlichen Beamten ge­

pflegt wird. Verschiedenartige Auffassungen würden 

sichnoch mehrausgleichenlassen, wenn die technischen 
Aufsichtsbeamten mehr als Spezialisten anerkannt 

würden und wenn eine persönliche Aussprache häufiger 
erfolgen würde.

Die geringe Beteiligung der staatlichen Beamten 

am Verein wird bedauert und besseres Zusammen­

wirken durch Zusammenschluß der Gewerbeaufsichts­
beamten erhofft, wodurch die Möglichkeit gegeben 

würde, einen großen Verband sozial-technischer 
Vereine zu schaffen.

Für die Abfassung der Jahresberichte der 
technischen Aufsichtsbeamten möchte das Reichs­
versicherungsamt die bisherige Anweisung in Hin­

sicht auf die gegebene Mitteilung entsprechend ändern. 
Letzteres wird gleichzeitig im Interesse der Aus­

führung geforderter Unfallverhütungsmaßnahmen 

gebeten, bei Beschwerden von Betriebsunternchmern 
über zu hohe Einschätzung oder verhängte Strafen 

von unangebrachter Milde abzusehen, um zu ver­

hindern, daß sich widerwillige Unternehmer, wie es 

schon geschehen, ändern gegenüber ihrer Erfolge 

rühmen, gegenüber der Berufsgenossenschaft Er­
mäßigung oder gar Erlaß der Strafe durchgedrückt 
zu haben. Die Ueberwachung der Ausführung der 
getroffenen Anordnungen darf, wenn in der Unfall­

verhütung Erfolge erreicht werden sollen, nicht allzu­

weit hinausgeschoben werden.

Punkt 7 der Tagesordnung:

Herr Gewerbe-Inspektor D e ite rs , Mainz:

E rsa tzan sp rüche  der B e ru fsgeno ssen ­

schaften  an U n te rnehm er aus A n laß  von U n ­
fä lle n  in fo lg e  N ic h tb e a c h tu n g  der U n fa l l­

v e rh ü tu n g sv o rs c h r if te n  (§ 903 ff. Reichsver-. 
sicherungsordnung).

Ueblicherweise werden wohl bei allen Berufs­
genossenschaften die einlaufenden Unfallanzeigen 

dahingehend bearbeitet, daß man ein Bild gewinnt 
über die Art der Entstehung der Unfälle, um die er­
forderlichen Auflagen zur Vermeidung gleicher Un­

fälle zu verfügen und wertvolles Material zu ge­

winnen für die notwendigen Abänderungen der 
Unfallverhütungsvorschriften oder Aufstellung neuer 
Vorschriften und um zu erkennen, inwiefern auf die 

Maschinenfabriken hinsichtlich der gefahrlosen Ge­
staltung der Maschinen eingewirkt werden muß.

Inwieweit nun in eine Prüfung eingetreten wird, 
ob die Unfälle durch Unternehmer in schuldhafter 
Weise, z. B. durch Nichtbeachtung der Unfallver­

hütungsvorschriften herbeigefuhrt worden sind und 
inwieweit die Unfernehmer infolgedessen auf Gruud
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der §§ 903 ff. der Reichsversicherungsordnung für 

schadenersatzpflichtig erklärt werden und welche Er­

fahrungen hierbei gesammelt worden sind, ist meines 
Wissens nirgends veröffentlich worden. Auch in 

dem Verkehr mit Organen anderer Berufsgenossen­

schaften war zu erkennen, daß dies Verfahren nur 

selten geübt wird. Als Hauptgrund hierfür wurde 
mir entgegengehalten, daß die aus den Unfällen ent­
stehenden Lasten doch im Sinne des Gesetzes von 
der Allgemeinheit und nicht von einzelnen Unter­
nehmern getragen werden sollen. Inwiefern dieser 

Einwand nicht berechtigt ist, werden die späteren 
Ausführungen zeigen.

Die §§ 903 bis 907 der Reichsversicherungs- 
ordnurig enthalten die Vorschriften über die „Haftung 

gegenüber Genossenschaften, Krankenkassen usw.“

Nach § 903 der Reichsversicherungsordnung 
haften Unternehmer oder ihnen nach § 899 Gleich­

gestellte —  das sind Bevollmächtigte oder Reprä­
sentanten des Unternehmers oder Betriebs- und 

Arbeitsaufseher —  für alles, was Gemeinden, Armen­
verbände, Krankenkassen, Knappschaftskassen, Ersatz­
kassen, Sterbe- und andere Unterstützungskassen in­
folge von Unfällen nach Gesetz oder Satzung auf­

wenden müssen, wenn ein Unfall fahrlässig mit 

Außerachtlassung derjenigen Aufmerksamkeit herbei­

geführt wurde, zu der der Unternehmer und die 
Gleichgestellten vermöge ihres Amtes, Berufs oder 
Gewerbes besonders verflichtet sind. Unternehmer 

und Gleichgestellte haften der G enossenscha ft für 
deren Aufwendungen auch ohne strafgerichtliche 
Feststellung. Sie haften auch, wenn strafgerichtlich 

festgestellt worden ist. daß bei der Leitung oder 

Ausführung eines Baues wider die allgemein aner­

kannten Regeln der Baukunst gehandelt haben und 

wenn durch diese Zuwiderhandlung der Unfall her­
beigeführt worden ist.

§ 904 der Reichsversicherungsordnung besagt: 

Als Unternehmer haften auch

1. eine Aktiengesellschaft, ein Versicherungs­
verein auf Gegenseitigkeit, eine eingetragene 

Genossenschaft, eine Innung oder andere 
juristische Person für die durch ein Mitglied 

des Vorstandes,
2. eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung, 

für die durch einen Geschäftsführer,

3. eine andere Handelsgesellschaft, für die durch 
einen Gesellschafter, der zur Geschäfts­

führung berechtigt ist,
4. im Falle der Liquidation eine Handelsgesell­

schaft, ein Versicherungsverein auf Gegen­

seitigkeit, eine eingetragene Genossenschaft, 
eine Innung oder andere juristische Person 

für die durch einen der Liquidatoren

herbeigeführten Unfälle, wenn die Personen dabei 

eine ihnen zustehende Verrichtung ausgeführt haben.
Diese Vorschrift gilt für das Reich, die Bundes­

staaten, Gemeinden, Gemeindeverbände sowie andere 
Körperschaften, Stiftungen und Anstalten des öffent­

lichen Rechts entsprechend.
Nach § 905 kann bei einem fahrlässig mit 

Außerachtlassung der vorerwähnten Aufmerksamkeit

herbeigeführten Unfall die üenossenschaftsversamm- 

lung auf den Anspruch der Genossenschaft verzichten 
bzw. der Vorstand, sofern ihm dies Recht über­
tragen ist.

Der Beschluß über den Ersatzanspruch ist dem 
Ersatzpflichtigen nach § 906 schriftlich mitzuteilen. 

Er kann dagegen binnen einem Monat die Genossen­

schaftsversammlung anrufen. Klage darf erst nach 
dem Beschluß der Genossenschaftsversammlung oder 

nach Ablauf eines Monats, vom Zustellungstag der 
Mitteilung an gerechnet, erhoben werden.

Nach § 907 verjähren die Ansprüche bei straf- 
gerichtlichem Urteil in 18 Monaten, wenn kein straf- 

gerichtliches Urteil erforderlich ist, in 1 Jahr nach 

der ersten rechtskräftigen Feststellung der Ent­

schädigungspflicht der Genossenschaft, spätestens 
aber in 5 Jahren nach dem Unfall.

Davon ausgehend, daß durch ein Vorgehen gegen 
die Unternehmer im Sinne dieser gesetzlichen, Be­

stimmungen und das Bekanntwerden der Ergebnisse 
ein erzieherischer Einfluß zur besseren Durchführung 
der Unfallverhütungsvorschriften nicht ausbleiben 

kann und erwägend, daß wohl die meisten Unter­
nehmer gegen Haftpflicht versichert sind und es 

nicht ungerechtfertigt ist, einen Teil dieser Auf­

wendungen nach Möglichkeit den Mitgliedern wieder 
zugute kommen zu lassen, hat die Fleischerei-Be- 

rufsgenossenschaft der Regreßfrage bei der Bearbeitung 
der Unfallanzeigen besondere Aufmerksamkeit ge­
widmet und, soweit es möglich ist, nachstehende 

Gesichtspunkte aufgestellt, nach denen gegebenen­
falls gegen die Unternehmer vorgegangen werden 

soll. Es sind dies die Fälle, in denen die Unter­

nehmer durch sehr grobe Verstöße, z. B. Be­

nutzung von Fleischwölfen mit sehr großen Einlauf­
öffnungen, Fehlen von Zahnradschutz usw. gegen die 

Unfallverhütungsvorschriften sich vergangen haben 
oder in denen sie bereits vorher aus Anlaß ähnlicher 

Unfälle oder bei der Ueberwachungstätigkeit Auf­
lagen zur Beseitigung gleicher oder ähnlicher Mängel 
erhalten haben, worüber die Ueberwachungsakten 

Aufschluß geben. Selbstverständlich werden die er­

forderlichen Schritte gegen die Unternehmer erst 

eingeleitet, nachdem durch die amtliche Unfallunter­
suchung oder besondere Feststellungen durch die 

technischen Aufsichtsbeamten das Verschulden der 

Unternehmer einwandfrei festgestellt worden ist. 
Diese Feststellungen und Vernehmungen der Be­

teiligten (Unternehmer, Verletzter und Zeugen) sind 
mit einer Besichtigung des Betriebes verbunden, wie 

überhaupt zur Vermeidung unnötigen Zeitaufwandes 

für diese Tätigkeit gleichzeitig andere Betriebe des 
Bezirks revidiert werden. Hierbei wird der Unter­

nehmer darüber aufgeklärt, daß das Vorgehen gegen 
die einzelnen Unternehmer im Interesse der Mitglieder 

liegt, indem ein Teil der von ihnen gemachten Auf­
wendungen von den Haftpflicht-Versicherungs-Gesell- 

schaften ihnen wieder zugute kommt und meist wird 
diesen Ausführungen Verständnis entgegengebracht.

Sehr interessant ist Bearbeitung der Anklage­
schriften und der Gegenerklärungen in technischer 
Hinsicht auf die oft für unmöglich gehaltenen Ein­
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wände der gegnerischen Anwälte. Leider liegen die 

Entscheidungen dieser Prozesse nur in den Händen 
von nicht technisch vorgebildeten Juristen, und wird 
hierdurch die Prozeßführung und manches Mal durch 

die vom Gericht berufenen Sachverständigen, z. B. 
staatliche Gewerbeaufsichtsbeamten, die ohne Rück­
sicht auf ihren Studiengang, ob sie Chemiker, Hütten­

leute oder Ingenieure sind, ernannt werden, sehr 
erschwert.

Nachstehende Zahlen dürften von Interesse sein. 

In den 21 Jahren des Bestehens der Fleischerei-Be- 
rufsgenossenschaft sind 73 745 Unfälle gemeldet, 

von denen 16 799 entschädigt worden sind. —  In 

derselben Zeit sind 475 Ersatzansprüche und zwar 

415 an Unternehmer und 60 an Dritte gestellt 
worden; von ersteren entfallen: auf am Einlauf un­

genügend geschützte Wölfe (Fleischzerkleinerungs­

maschinen) 290, unvorschriftsmäßige Kutter 41, auf 
mangelhaft geschützte Zahnräder 11, und auf ver­

schiedene Ursachen 97. —  Von diesen 475 An­

sprüchen erfolgte die Anerkennung in 331 Fällen 
und zwar 244 mal durch die Haftpflicht-Versiche­
rungsgesellschaften und 87 mal durch die Unternehmer 
selbst, hinter denen wohl in den meisten Fällen auch 
die Versicherungsgesellschaften vermutet werden 

können.
Die Zahl der geführten Prozesse betrug 144, 

von denen zugunsten der Berufsgenossenschaft 89 
und zuungunsten derselben 22 entschieden worden 

sind. In 33 Fällen steht das Urteil noch aus.

Die Gesamtentschädigungssumme in den 21 Jahren 

des Bestehens der Berufsgenossenschaft belief sich 
auf 15 844 531 M. und die Gesamteinnahme aus den 
Ersatzansprüchen auf 447 366 M., also rund 3 Proz. 
der Gesamt-Entschädigungssumme.

Den Erfahrungen zufolge sind die Fleischzer­
kleinerungsmaschinen die Hauptursache der ent­

schädigungspflichtigen Unfälle und da dürfte wohl 

zu erfahren von Interesse sein, daß es der Fleischerei- 

Berufsgenossenschaft nach jahrelangen Verhandlungen 
gelungen ist, die in Frage kommenden Maschinen­

fabriken vor mehreren Jahren zu einer Besprechung 
mit uns zusammentreten zu lassen, in der die Fa­

briken sich verpflichtet haben, nur noch unfallsichere 
Fleischzerkleinerungsmaschinen nach festgelegten 

Normen herzustellen. —  Da auch in den Betrieben 
anderer Berufsgenossenschaften ähnliche gefährliche 

Zerkleinerungsmaschinen benutzt werden, sei auf das 

entsprechende mit Abbildungen unfallsicher gestalteter 

Maschinen versehene Merkblatt der Fleischerei- 
Berufsgenossenschaft verwiesen.

In der Aussprache, an der die Herren Hofrat 
Dr. Löbner, D ü c h t in g  und GewerbeassessorMichels 
teilnahmen, wurde auf einen Vortrag des Herrn 

Verwaltungsdirektor Dr. Eisenträger über diese Fragen 
auf einem der Berufsgenossenschaftstage des Ver­

bandes der Deutschen Berufsgenossenschaften hin­

gewiesen. Haftpflichtverbände, wie z. B. vom Ver­
bände Deutscher Eisen- und Stahl-Berufsgenossen­
schaft eingerichtet, werden für zweckdienlich erachtet. 
Die technischen Aufsichtsbeamten können für solche 

Haftpflichtverbände wertvolle Dienste als Gutachter

leisten. Mit strafrechtlicher Verfolgung hat diese 
Haftpflicht nichts zu tun.

Herr Behr teilt dann mit, daß die Kaiser Wilhelm-, 
Kaiserin Auguste-Viktoria-Stiftung die erbetene Bei­

hilfe zu der Verwirklichung der Bestrebungen des 

Vereins abgelehnt hat.

Punkt 1 der Tagesordnung:

B e r ich t des V orstandes über das V ere in s ­
ja h r  1917/18.

Wie nicht anders zu erwarten war, verlief im 

allgemeinen das letzte Vereinsjahr in sehr ruhigen 
Bahnen.

Leider entriß uns der Tod wieder 7 wertvolle 
Mitglieder und zwar die Herren:

Hoevermann, Ljunggren, Petrie, Pfaff, Trommer, 
Dreßler und Schaub 

und schließlich auch noch Herrn Raeschke, der aller­

dings aus Gesundheitsrücksichten im letzten Jahre 
nicht mehr Mitglied gewesen war. Den Verstorbenen 

wurde in der „Sozial-Technik“ ein Nachruf gewidmet. 

Ausgetreten sind die Herren:
Oberstleutnant Reinold und Dr. Grimm. 
Neueingetreten sind die Herren:

A lv en s le ben , Oberingenieur und technischer 
Aufsichtsbeamter der Berufsgenossenschaft der Fein­

mechanik und Elektrotechnik in Berlin-Lichterfelde, 
M o lz , Karl, technischer Aufsichtsbeamter der 

Süddeutschen Eisen- und Stahl-Berufsgenossenschaft 
in Mannheim,

D ibbe rn , H., technischer Aufsichtsbeamter der 

Nordwestlichen Eisen- und Stahl-Berufsgenossenschaft 
in Hannover,

Schoenberner, Verwaltungsdirektor der Nord­

deutschen Metall-Berufsgenossenschaft in Berlin- 
Dahlem,

H ederich , Hans, Dr. phil., Patentanwalt, tech­

nischer Aufsichtsbeamter der Norddeutschen Metall- 

Berufsgenossenschaft in Cassel,

B ando , Victor, Fabrikdirektor a. D., technischer 
Aufsichtsbeamter der Zucker-Berufsgenossenschaft, 
Magdeburg, Sebastian-Bach-3traße 1, und

K orb , Walther, Ingenieur, technischer Aufsichts­

beamter und Rechnungsbeamter der Sektion IX der 

Lagerei-Berufsgenossenschaft in Leipzig.
Wenn wir die Mitglieder, welche Angehörige 

des feindlichen Auslandes sind, und die ungarischen 

Mitglieder, von denen wir seit Ausbruch des Krieges 

nichts mehr gehört haben, in Abzug bringen, so 
zählt unser Verein zur Zeit 193 Mitglieder.

Unsere Zahl ist leider während des Krieges sehr 
zusammengeschrumpft, wir können aber damit rechnen, 

daß nach Friedensschluß, wenn der technische Auf­

sichtsdienst wieder in erhöhtem Maße einsetzt, und 
wenn auch andere Kreise wieder mehr Zeit haben, 
ihr Interesse dem Arbeiterschutz und der Arbeiter­

wohlfahrt zuzuwenden, unsere Mitgliederzahl wieder 
stärker zunehmen wird.

Die im vorigen Herbst in Weimar abgehaltene 
22. Hauptversammlung war recht gut besucht und 
nahm einen würdigen Verlauf. Anwesend waren 
23 Gäste, unsere 3 Ehrenmitglieder und 53 Mit­

glieder; insgesamt 89 Personen.
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Der Bericht über diese Versammlung ist den 

Teilnehmern und sämtlichen Mitgliedern durch die 
Post zugesandt worden.

Vorstandssitzungen fanden zwei statt, eine ge­
legentlich der Hauptversammlung in Weimar und 
die andere am 6. April in Berlin, im Hause des 

Vereins Deutscher Ingenieure. Im Zusammenhang 
mit einem Vorstandsbeschluß vom 6. April 1918 ist der 

Verein Deutscher Revisions-Ingenieure am 1. Mai 1918 
in die Liste der dem Normenausschuß der Deutschen 

Industrie angeschlossenen Verbände aufgenommen 
worden.

Zum Mitgliederverzeichnis ist ein Nachtrag heraus­
gegeben worden, welcher den Mitgliedern mit der 

Einladung zur heutigen Versammlung zugestellt 
worden ist.

Von einem Neudruck des Mitgliederverzeich­
nisses muß augenblicklich noch Abstand genommen 
werden, einmal weil nach dem Kriege doch viele 

Veränderungen des Verzeichnisses eintreten werden 

und zweitens, weil in jetziger Zeit an Papier und 
Druckkosten gespart werden muß.

Aus diesem Grunde ist auch der Geschäfts­

bericht in diesem Jahre nicht besonders gedruckt 

worden, sondern er wird dem Bericht über diese 

Versammlung eingefügt werden.

Die Herausgabe der „Sozial-Technik“ macht dem 
Verleger, Herrn Seyde l, jetzt im Kriege sehr viel 

Schwierigkeiten, namentlich weil der Schriftleiter, 
Herr Major Kolbe, im Felde steht, und weil Papier- 

und Druckkosten sehr stark gestiegen sind. 

Der Vorsitzende des Vereins sah sich daher ge­

nötigt, dem Verlage den Bezugsbetrag der Zeitschrift 
für jedes einzelne Mitglied auf 12,—  M. für das 

Jahr zu erhöhen. Das bedeutet natürlich für den 

Verein eine große Einbuße in seinen Einnahmen.

Hierbei mag gleich erwähnt werden, daß die 
Zeitschrift „Sozial-Technik“ zu ihrem Fortbestehen 
noch folgende Gelder zugewiesen erhielt:

von der B.-G. der Feinmechanik in Berlin 50 M., 
„ „ Lederindustrie-B.-G. in Mainz 50 M.,

„ Papiermacher-B.-G. in Mainz 100 M.,
„ „ Süddeutschen Eisen- und Stahl-B.-G. in

Mainz 50 M.

Da der Verein Deutscher Revisions-Ingenieure 
ein ganz besonders großes Interesse an dem Fort­
bestehen der Sozial-Technik hat, so sei an dieser 

Stelle den edelmütigen Gebern und auch dem Verleger 

der Dank für ihre Opferfreudigkeit ausgesprochen.

Die Mitglieder seien erneut dringend darauf hin­

gewiesen, die Zeitschrift durch Uebersendung von 

Abhandlungen und dergleichen rege zu unterstützen, 
sie nützen damit dem Verein, der Zeitschrift und ganz 

besonders auch sich selbst in ihrer amtlichen 
Stellung.

Ueber die Geldverhältnisse des Vereins wird ein 

besonderer Bericht erstattet und gedruckt werden.

Der Verein hat im Laufe des letzten Jahres 
folgende Unterstützungen erhalten:

Von einem Herrn, der nicht genannt sein will, 
500 M.,

von Herrn Direktor Merz in Heidelberg 100 M.,

von der Tiefbau-B.-G. in Berlin-Wilmersdorf
100 M.,

von der Deutschen Buchdrucker-B.-G. in 

Leipzig 100 M.,
von der Sächsischen Textil-B.-G. in Leipzig 

100 M.

Den hochherzigen Spendern sagen wir unseren 

verbindlichsten Dank und bitten sie, auch für die 

Zukunft unserem Verein ihr Wohlwollen entgegen­
zubringen.

Folgende Schriften sind uns überwiesen worden: 

Jahresbericht der Zucker-B.-G. in Magdeburg,

„ „ Süddeutschen Eisen- u. Stahl-B.-G.

in Mainz,

„ Edel- und Unedelmetall-B.-G. in 
Stuttgart,

„ Maschinenbau- und Kleineisen- 

industrie-B.-G. in Düsseldorf,
„ Papiermacher-B.-G. in Chemnitz, 

Sektion IX, Sachsen,
„ Sächsischen Textil-B.-G. in Leipzig, 

„ Großherzogi. Luxemburgischen Un­

fallversicherungs-Genossenschaft.

Der Verein dankt für die Ueberlassung dieser 
wertvollen Drucksachen.

Dieser Bericht fand die Zustimmung der Ver­

sammlung.
Zum Andenken an die verstorbenen Mitglieder 

erhoben sich die Anwesenden von den Plätzen.

Punkt 2 der Tagesordnung:

V ere insange legenhe iten .

Der Schatzmeister Hofrat Dr. Löbner erstattet 

Bericht über den Rechnungsabschluß 1917/18, legt 

den Nachweis über das Vermögen des Vereins vor 
und beantragt Entlastung, die einstimmig erteilt 

wird. Dem Schatzmeister und den Rechnungsprüfern 
wird der Dank des Vereins erstattet.

Nach Genehmigung des Kostenvoranschlages für 

1918/19 wird der Jahresbeitrag für 1918/19 wieder 

auf 15 M. festgesetzt.

Die Neuwahlen ergaben die einstimmige Wieder­
wahl der Herren N o tte boh m  zum Vorsitzenden, 

Th. Z achar ias  und Dr. M ü lle r  in den geschäfts­

führenden Ausschuß, sowie H ü tt  und L eupo ld  in 
die Redaktionskommission.

Punkt 8 der Tagesordnung.

V ersch iedenes.

Eine Anzahl von Mitgliedern bemängelte die 
ungenügende Versorgung der technischen Aufsichts­

beamten mit Brotmarken für die Reise. Hierzu 
äußern sich die Herren Dr. Löbner, Küpper, Offer­

mann, Dr. Müller, Alvensleben, Prof. Dr. ing. Gary 

und Pese. Es wird geraten, unter Beifügung einer 
Bescheinigung der Genossenschaft über mehr als 
achtstündigen Außendienst einen Antrag an d«n 

Kommunalverband auf Bewilligung von Zusatzkarten 
zu stellen. In einigen Gegenden ist dies von Erfolg 

gewesen, in anderen jedoch nicht. Ueber die Erfolge 
empfiehlt es sich, dem Vorstande Bericht zu erstatten.
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Nr. Gegenstand M I Pf Nr. Gegenstand M i Pf

12.50

Kassenbestand aus 1916/17 . . . .

Mitgliederbeiträge:

a) 174 zu M 15 einschl. 8 im Jahre

1916/17 vorausgezahlter Beiträge 
für 1917/18. . . . M 2610.—

b) 6 zu M 15 für 1918/19 „ 90.—

Eintrittsgelder: 3 zu 3 M (darunter 

1 für 1918/19).................................

Zuwendungen:

a) Geschenk eines ungenannt
bleiben wollenden Ver­
einsmitgliedes . . . . M 500.

(1 Deutsche Reichs- 

(Kriegs-)anleihevon 1914
Lit. D 420207 Nennwert 
500 M). Hierzu Zins­

schein v,om 1.4. 17 bis 
30. 9. 1 7 ......................

b) Geschenk des Herrn
Direktor Merz in Heidel­

berg, Vorsitzenden der 

Sektion II der Stein­

bruchs - Berufsgenossen­

schaft ...........................

c) jährliche Zuwendung der
Sächsischen Textil-Be- 
rufsgen. in Leipzig . .

d) jährlicheZuwendung der 
deutschen Buchdrucker- 

Berufsgen. in Leipzig .

e) Zuwendung der Tiefbau-

Berufsgenossenschaft in 
Berlin-Wilmersdorf . .__________

Zinsertrag der Wertpapiere:

a) 4 %  Leipziger Stadtanl. M 130.—

b) 5 %  Deutsche Reichs­
anleihen............................... . 162.50

Zinsen:

lt. Einlagebuch bei der 

Allgem. Deutsch. Credit- 

Anstalt in Leipzig . . M

lt. Einlagebuch bei der 
Städtischen Sparkasse 
in L e ip z ig ..........................

Erlös für den Verkauf 5 u/0iger 

Deutscher Reichsanleihe C 13495951 

über 1000 M ......................................

00 .-

100. —

100.—

100.-

772

2700

92

— .60

49.32

912 150

292 50

49 92

987 50

5724 34

Schreibhilfen, Drucksachen, Papier,

P o r t o .......................................................

H auptversam m lung.................................

Zeitschriften und B ü c h e r ......................

Bezug der Vereinsschrift „Sozial-
Technik“ ..................................................

Druckkosten der Verhandlungen der

H aup tve rsam m lung ...........................

Merkblätter der Prüfstelle für Ersatz­
glieder ......................................................

Ankauf von 1000 M Nennwert Deutscher 

5 %  Reichsanleihe (7. Kriegsanleihe)

zu 98 % ........................... M 980.—
Ab: Stückzinsen „ 20.55

Uebertrag der Einnahmen 2 b und eines 

Eintrittsgeldes für 1918/19 aus Nr. 3 
der Einnahmen: 90 M + 3 M . .

Hinterlegung bei der Allgemeinen 
Deutschen Credit-Anstalt Leipzig — 

Hinterlegungsschein Nr. 15307 —  

der von einem ungenannt bleiben 

wollenden Vereinsmitgliede zuge­

wendeten 5 %  Kriegsanleihe (4a der

E in n a h m e ) ............................................

Verschiedenes......................................

Kassenbestand: (ausschließlich Wert­

papiere — s. Vermögensnachweis — )

a) lt. Einlagebuch bei der 

Städtischen Sparkasse

in Leipzig......................M 6.51

b) lt. Einlagebuch bei der 

Allg. Deutschen Credit-
Anstalt in Leipzig . . „ 8.45

c) b a r ........................................  78.88

213 20

364 15

32 80

1787 25

532 —

819 _

959

93

45

500 — 

329 65

93 84

5724 34

Leipzig, 31. Juli 1918.

Verein Deutscher Revisions-Ingenieure.
D e r  S c h a tzm e is te r.

Die vorstehende Rechnung ist in Einnahme und Ausgabe geprüft, mit den Belegen verglichen und richtig befunden, 
insbesondere wurden auch die vorhandenen Wertbestände geprüft und die Sparkassenbücher und Wertpapiere eingesehen.

Hermann Schäfer, Otto Kiesler, 
Rechnungsprüfer.

Leipzig, den 7. September 1918.



Verm ögensnachweis.

1. Kassenbestand am 31. Juli 1 9 1 8 ........................................... ..... ..................................................... M 93.84

2. Wertpapiere:

, | i h • , »11 / a) M 2000 Nennwert 4%  Leipziger Stadtanleihe 1904/08

Deutschen Credit-Anstalt! ) liac*1 ^em Steuerkurswert vom 31. Dezember 1916 zu 93%  M 1860.—

Leipzig, Hinterlegungs- ) b) M  4500 Nennwert 5 %  Deutsche Reichsanleihe zum Kurs­
schein Nr. 15 307 ( wert von 98oj o ....................................................4 3 1 0 —  „ 6270 —

M 6363.84

K o s te n a n sc h la g  fü r  1918/19.

Einnahme: Ausgabe:

Bare Kasse aus Vorjahr übernommen M 93.84 Summen wie Titel 1 — 5 u. 10 der

180 Mitgliederbeiträge zu 15 M. . . „ 2700. - Jahresrechnung 1917/18 . . . .  M. 3259.05
Zinsen der W ertpapiere.............................  305.—  . . .  , , . ,. „n
Sonstige Zinsen, Eintrittsgelder usw. „ 15 .-  Mehrausgaben bei diesen Titeln . . „ 104.79

Z u w e n d u n g e n ...................................... „ 250.—

. M 3363.84 M 3363.84

Leipzig, den 31. Juli 1918. *
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Herr A lvens leben : Bevor wir auseinander­

gehen, möchte ich die Bitte an die Kollegen richten, 
mich bei der Sammlung von Erfahrungsmaterial aus 
elektrischen Unfällen zu unterstützen. Die noch nicht 

geklärte Frage des elektrischen Todes soll in Zukunft 

eingehender bearbeitet werden. Der elektrotechnische 
Verein Berlin hat zu diesem Zweck gemeinsam mit 

den ärztlichen Standesvereinen Berlins einen Aus­

schuß eingesetzt, dem namhafte Vertreter der Elektro­

technik und der Medizin angehören. Für mich 
handelt es sich zunächst darum, über das Alter der 

Verletzten wie der tötlich Verungtückten unterrichtet 
zu werden; es sind mir sowohl Mitteilungen über 
ganz unbedeutende wie über schwere Unfälle er­

wünscht. Es wird sich vielleicht später einmal 
Gelegenheit bieten, über dieses Thema in einer Haupt­

versammlung zu berichten.

Herr Behr berichtet über ‘̂ in  ,Schreiben des 

Herrn Schulz-Bielefeld, betreffs uiffalltechnischer Be­

urteilung der von der Wumba zur Verfügung ge­
stellten Maschinen und der von ihr beabsichtigten 

Ausstellung. Hierzu wird ein Ausschuß gewählt, 

der aus den Herren S c h u lz , S p e c h t, G ä r ttn e r , 
H ü t t , A lv e n s le b e n , S c h ä fe r  und Zscheyge 
bestehen soll.

Auf Vorschlag des Herrn Wölfel wird ein aus 
den Herren A lv e n s le b e n , D ü c h t in g , Dr. Adam  

und D e ite rs mit Recht der Zuwahl bestehender 
Ausschuß zur Bearbeitung der Unfallverhütungs­

normen gewählt. Den Vorsitz desselben übernimmt 
Herr A lvens leben .

Herr R e ich a rd t macht auf die Schwierigkeit 
der Beschaffung von Verbandzeug aufmerksam und 
erwähnt, daß es von den Apotheken nicht ohne ärzt­

liches Attest verabfolgt wird. Die Herren D e ite rs , 
B ehr und Dr. M ü lle r  führen aug, daß auf Antrag *  
bei der Kriegsamtsstelle durch die Beratungsstelle 
für Apotheken, aber auch gegen Rezept, Verbandzeug 

erhältlich ist, und daß es auch Ersatzbinden aus 

chemisch reinem Papier gibt, die für viele Zwecke 

gute Dienste leisten.

Herr N o ttebohm  bringt eine Uebersicht über 

die durch Fliegerüberfälle in der Südwestdeutschen 

Eisen-Berufsgenossenschaft hervorgerufenen Unfälle.
Es waren seit August 1915 zu verzeichnen 24 Un­

fälle, darunter 3 tötliche, 1916 im ganzen 76 Unfälle, 
darunter 10 tötliche. Im Jahre 1917 nach Bau 
bombensicherer Unterstände 74 Unfälle mit 2 töt- 
lichen, und 1918 bis 2. September 87 Unfälle mit 
25 ‘tötlichen.

Als Ort der 24. ordentlichen Hauptversammlung 

und der Feier des 25 jährigen Bestehens des Vereines 
wird Eisenach gewählt und beschlossen, dazu eine 

Denkschrift herauszugeben, die den Berufsgenossen­

schaften und anderen Körperschaften und Behörden 
übermittelt werden soll.

Schluß der Sitzung gegen 12 Uhr.

Am Nachmittage erfolgte unter sachverständiger 
Führung der Herren Böhme und Meckel-Coburg ein 

gemeinsamer Ausflug zur Besichtigung der Veste 

Coburg, deren Ausbau und Museum viel Interessantes 

bieten. Am Abend trafen sich die Abreisenden im 
Bahnhofshotel.

Den Herren, die durch ihre Vorträge und durch 

ihre Bemühungen zum guten Gelingen der Haupt­
versammlung in Coburg beigetragen haben, sei an 

dieser Stelle nochmals der beste Dank des Vereins 
ausgesprochen.



V on den

Schriften des Vereins deutscher Revisions-Ingenieure
können noch geliefert werden:

No. 2.

Anleitung zur Untersuchung der Hebezeuge  
und Prü fung ih rer Tragorgane im Betriebe.

Herausgegeben 

vom Verein Deutscher Revisions-Ingenieure E. V.

5. verb. Auflage. 16 S. Lex. 8°. 1916.

Preis geh. 75  Pf.

Bei Partiebezügen gelten folgende Vorzugspreise 
einschließlich freier Zustellung:

Bei Bezug voif 50—100 Exemplaren 5 % . bei mehr als 
100 Exemplaren 10% Rabatt.

^  No. 3.

Schutz gegen Fingerverletzungen bei Arbeiten  
t;n Fallhüm m ern und Pressen a ller Art.

Ergebnisse des Preisausschreibens 

der Norddeutschen Edel- und Unedelmetall-Industrie- 

Berufsgenossenschaft v. Februar 1898.

Bearbeitet von den Ingenieuren 

P. Hosem ann und K. S pecht.
29 S. Lex. 8° mit 23 Abb. im Text. 1900.

Preis geh. 60  Pf.

No. 3a. *

Neue Schutzvorrichtungen |
gegen Fingerverletzungen bei Arbeiten  
an Fallhüm m ern und Pressen a ller Art.

Bearbeitet von den Ingenieuren 

P. Hosem ann und K. S pecht.

8 S. Lex. 8° mit 4 Abb. im Text. 1901.

Preis geh. 25  Pf.

No. 4.

Die Unfallverhütung im Dam pfkesselbetriebe.
Bearbeitet von den Ingenieuren 

C. H e id ep riem , P . Hosem ann, K. S pech t,
C. Z im m erm ann.

130 S. Lex. 8°. Mit 201 in den Text gedr. Abb. 

und 4 lithographierten, davon 2 farbig gedruckten Tafeln.

1902. Ermäßigter Preis geh. M. 4 .—, geb. M. 5 .— .

Inha l t s-Uebers ich t :

1. Einbau und Betrieb der Dampfkessel. 2. Rauchschieber 

und Zugregler. 3. Speisevorrichtungen. 4. Wasserstands­

apparate. 5. Vorrichtungen zur Messung und Regulierung 

des Dampfdrucks. 6 Rohrleitungen und Zubehörstücke.

No 9.

Die Unfallgefahren  und ihre Beseitigung bei 
Heng-, Knet- und Mischmaschinen

in der Nahrungsmittel - Industrie.
Von Ingenieur E rnst B auer, 

Technischer Aufsichtsbeamter der Nahrungsmittel- 

Industrie-Berufsgenossenschaft.

51 S. 4°. Mit 122 in den Text gedr. Abb 1904. 

Preis geh. M. 1.50.

No. 10.

25 Jahra Unfallverhütung.
»Tiine Studie.

den deutschen Berufsgenossenschaften zugeeignet vom 

Verein Deutscher Revisions-Ingenieure E V.

Bearbeitet von 

Ingenieur E. B auer und Professor M. G ary.

170 S. in Lex. 8° mit 19 gr. Tab. u. graph Darst. 1910. 

Ermäßigter Preis geb. M. 4 .—.

Zu beziehen durch die

Verlagsbuchhandlung Albert Seydel
Berlin W  66 , Buchhändlerhof 2.


